Anlage 5 zur Drucksache 114/2026

Stadt Lahr Stand: 23.07.2026

Stadtplanungsamt Fassung: Satzung

Bebauungsplan HOCHSTRASSE

Planungsrechtliche Festsetzungen gemald § 9 BauGB und BauNVO

Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November
2017 (BGBI. I S. 3634) zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 22. Juni
2026 (BGBI. 2026 | Nr. 192)

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt ge&ndert durch Art. 2 des Gesetzes vom
3. Juli 2023 (BGBI. | Nr. 176)

- Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991
| S.58), zuletzt geandert durch Art. 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. |
Nr. 189)

In Erganzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt.

0. Abgrenzungen

0.1 Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans gemafr
8 9 Abs. 7 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung 8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

11 Allgemeines Wohngebiet gemaf § 4 BauNVO
In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind die Ausnahmen
gemal 8 4 Abs. 3 Nr. 1 -5 BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes, sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, Anlagen fir Verwaltun-
gen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) unzulassig.

2. Maf der baulichen Nutzung 8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

21 Grundflachenzahl (GRZ) gemaf 8 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO

0,4 Die Grundflachenzahl wird im Nutzungsplan des Bebauungsplans durch
Eintrag in den Nutzungsschablonen festgelegt. In dem Allgemeinen
Wohngebiet WA 1 ist eine GRZ von 0,4 zulassig. In dem Allgemeinen
Wohngebiet WA 2 ist eine GRZ von 0,3 zulassig. Dieses Mal3 darf geman
§ 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflachen fur Garagen, Carports und
Stellplatze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen gemaR § 14 BauNVO
Uberschritten werden.
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2.2 Geschossflachenzahl (GFZ) gemaR 8 16 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO
Die Geschossflachenzahl wird im zeichnerischen Teil des Bebauungs-
plans durch Eintrag in der Nutzungsschablonen festgelegt. Im Allgemei-
nen Wohngebiet WA 1 ist eine GFZ von 0,9 und im Allgemeinen Wohn-
gebiet WA 2 von 0,6 zulassig.

2.3 Zahl der Vollgeschosse gemaf 8§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO
1 Die maximal zulassige Anzahl der Vollgeschosse ist durch Planeintrag
im jeweiligen Baufenster des Bebauungsplans festgesetzt.

24 Hoéhe der baulichen Anlagen gemal 88 16 Abs. 2 Nr. 4 und 18 Abs. 1
BauNVO
GH Die festgesetzte maximale Gebaudehodhe (GH) ist den Baufenstern in der
Planzeichnung zu entnehmen. Die maximale Gebaudehdhe wird entwe-
der durch die Oberkante (OK Attika bei Flachdachern) des Gebaudes
oder durch die Traufhdéhe (TH) bestimmt. Sie bezieht sich auf Normalho-
hennull (m 0. NN).

Untergeordnete Bauteile fur technische Anlagen und zur Nutzung erneu-
erbarer Energien (z.B. Photovoltaik, Solarthermie) durfen die Gebaude
Uber die Traufhohe oder Gebaudeoberkante hinaus Uberragen, soweit
dies fir den wirtschaftlich sinnvollen Betrieb erforderlich ist. In der Regel
sollte die Uberh6éhung 1,0 m nicht tiberschreiten. GroRere Uberhéhungen
sind ausnahmsweise zuléassig, wenn sie stadtebaulich vertretbar sind
und das Ortsbild nicht wesentlich beeintrachtigen.

3. Bauweise, Uberbaubare und nicht tiberbaubare Grundstiicksfla-
chen, Stellung der baulichen Anlagen 89 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

3.1 Bauweise gemal3 § 22 BauNVO
o) Es wird eine offene Bauweise gemal § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.

3.2 Uberbaubare Grundstiicksflache (§ 23 BauNVO)
- Gebaude dirfen nur innerhalb der Baugrenzen (Baufenster) errichtet
werden.

Die Baugrenzen kénnen durch Balkone, Terrassen und Anbauten bis zu
2,5 m uberschritten werden, sofern dabei die Summe der Uberschreitun-
gen durch Terrassen und Balkone hdchstens 50 % der jeweiligen Fassa-
denlange betragt und sie nicht auf 6ffentlichen Flachen zum Liegen kom-
men.

Untergeordnete Geb&audeteile wie z. B. unterirdische Treppenabgange
oder Vordacher sind ausnahmsweise aul3erhalb der Baugrenzen zulas-
sig, wenn sie die jeweilige Baugrenze um nicht mehr als zwei Meter in
der Tiefe und auf einer Lange von insgesamt nicht mehr als 15 Metern
Uberschreiten.

4, Flachen fir Nebenanlagen 8§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

4.1 Flachen fur Stellplatze, Garagen und Nebenanlagen gemal? 8§ 12, 14

BauNVO
[\]A*,g{,{g,j: Stellplatze (ST), Tiefgaragen (TG), Carports (CP), Garagen (GA) und
CPIGA | sonstige Nebenanlagen (NA) sind nur innerhalb der Baugrenzen und der
S ausgewiesenen Flachen fiur Nebenanlagen zuldssig. Die jeweilige

r-——-1
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4.2

max. WE

7.1

8.1

8.1.1

Zweckbestimmung ist im Nutzungsplan des Bebauungsplans eingetra-
gen.

Einfahrtsbereich Tiefgarage
Fir die Tiefgarage ist nur der im Nutzungsplan eingezeichnete Ein- und
Ausfahrtbereich zulassig.

Zahl der Wohnungen 8§ 9 Abs.1 Nr. 6 BauGB

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind je Wohngebaude maximal
zehn Wohneinheiten und in dem Allgemeinen Wohngebiet WA 2 je
Wohngebaude maximal sechs Wohneinheiten zulassig.

Geforderter Wohnungsbau 8 9 Abs.1 Nr. 7 BauGB

Bei Wohnungsbauprojekten mit mehr als zehn Wohneinheiten oder einer
Gesamtwohnflache von mehr als 800 m?2 sind 40 % der Gesamtwohnfla-
che als forderbarer Wohnungsbau auszufiihren. Das heil3t, gemaf
8 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB sind hier nur Wohngebaude/ Wohnungen zulas-
sig, die mit Mitteln fur den sozialen Wohnungsbau geférdert werden
koénnten. Insoweit missen die Gebaude die Voraussetzungen (z.B. Woh-
nungsgrol3e, Ausstattung) fur den geférderten Wohnungsbau einhalten,
die in den jeweils zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bebauungsplans
geltenden Forderbedingungen des Landes Baden-Wirttemberg festge-
legt sind.

Der definierte Prozentsatz wird nicht zeichnerisch verortet, sondern ist
innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans raumlich flexibel.
Seine Einhaltung ist in einer Gesamtwohnflachenaufstellung rechnerisch
nachzuweisen.

Verkehrsflachen § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Im Nutzungsplan ist eine 6ffentliche Verkehrsflache festgesetzt.

Flachen und MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft 8§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB

Vorgezogene Ausgleichsmal3inahmen (CEF) fir den Eingriffsbereich mit
konkretem Vorhaben (WA 1)

Installation von Nisthilfen an den B&dumen der angrenzenden Grinfl-
chen

Zur Sicherung und Entwicklung der artenschutzrechtlich erforderlichen
Lebensstétten sind an den Baumen der angrenzenden Griunflachen Nist-
késten zu installieren. Der Bedarf richtet sich qualitativ nach den betroffe-
nen Arten und quantitativ nach der Anzahl der zu ersetzenden Lebens-
statten, wobei ein Ausgleich im Verhdltnis 2:1 zu erfolgen hat. Entspre-
chend sind vor Beginn der BaumafRnahme insgesamt zwei Meisenhéhlen
mit einer LochgrélRe von 26 mm fir die Blaumeise, zwei Meisenhthlen
mit einer LochgréRe von 32 mm fir die Kohimeise, zwei Starenhéhlen
mit einer LochgréRe von 45 mm fir den Star sowie sechs
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8.1.2

8.2

9.1

Nischenbruterhéhlen mit einer Einflugoffnung von 30 x 50 mm fir den
Zaunkonig anzubringen. Die Anbringung kann ganzjahrig erfolgen; emp-
fohlen wird eine Installation in den Wintermonaten Dezember und Ja-
nuar. Die Nistkasten sind mindestens einmal jahrlich im Spatherbst zu
reinigen, auf ihre Funktionsfahigkeit zu Uberprifen und bei Bedarf zu re-
parieren oder zu ersetzen. Bei der Montage ist darauf zu achten, die Nist-
hilfen vorzugsweise nach Osten und damit entgegen der Wetterseite aus-
zurichten, eine freie Einflugmaoglichkeit sicherzustellen und eine langere
direkte Sonneneinstrahlung sowie ein Uberhdangen nach hinten zu ver-
meiden. Zwischen Nistkasten gleicher Bauart ist, abhangig vom ortlichen
Nahrungsangebot, ein Mindestabstand von etwa 10 bis 20 Metern einzu-
halten, ausgenommen bei Koloniebritern wie dem Star.

Vorgezogener Ausdleich des Verlusts von Paarungsquartieren der
Zwergfledermaus

Zur Vermeidung einer Beeintrachtigung im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG ist ein Ersatz fur die beiden Paarungsquartiere der Zwergfle-
dermaus zu schaffen. Hierzu sind insgesamt zehn Fledermauskéasten in-
nerhalb eines Umkreises von 100 m um das Eingriffsgebiet an geeigne-
ten Baumen oder Gebauden anzubringen. Werden die Kasten an Bau-
men installiert, sind diese als HabitatbAume auszuweisen; vorzugsweise
sind &ltere Baume auszuwdahlen, die mittelfristig potenzielle Quar-
tierstrukturen entwickeln kénnen. Zur Sicherstellung der Funktionsfahig-
keit der Kéasten ist in den ersten zehn Jahren zweimal jahrlich eine Rei-
nigung in Verbindung mit einer Besatzkontrolle durchzufiihren, vorzugs-
weise im August und November. Nach Ablauf von drei Jahren kann an-
hand des tatsachlichen Verschmutzungsgrades und des Nutzungsver-
haltens der Fledermause entschieden werden, ob kiinftig ein Kontrollter-
min pro Jahr ausreicht. Der Reinigungsbedarf nach den ersten zehn Jah-
ren richtet sich nach dem bis dahin entwickelten natirlichen Quartieran-
gebot und ist dann neu festzulegen. Bei Verwendung von Flachkasten
an Gebauden entfallt ein regelmafiger Reinigungstermin.

Die vorgezogenen AusgleichsmafRnahmen (CEF) sind entsprechend den
Ausfuhrungen der artenschutzrechtlichen Prifungen und dem Fachgut-
achten Fledermause durchzufiihren. Die Gutachten sind Anlage des Be-
bauungsplans HOCHSTRASSE.

Fiur die Auf3enbeleuchtung sind ausschlie3lich insektenfreundliche und
fledermausfreundliche Lampen mit einer gerichteten und abgeschirmten
Beleuchtung (z.B. LED-Leuchten) zulassig.

Flachen fir das Anpflanzen und die Erhaltung von Baumen, Strau-
chern und sonstigen Bepflanzungen 8§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB

Erhalt von Bdumen

Die im Nutzungsplan durch Planeintrag zum Erhalt festgesetzten Baume
sind dauerhaft zu pflegen und ungeschnitten (Ausnahme Verkehrssiche-
rungspflicht und Baumpflege) zu erhalten. Zum Schutz der Wurzelberei-
che und der Kronen sind diese wéhrend der gesamten Bauzeit durch ei-
nen fest mit dem Boden verbundenen Bauzaun zu schiitzen.

Kann ein Baum nicht mehr erhalten werden, so ist er in der darauffolgen-
den Pflanzperiode durch einen entsprechenden mittel- oder grof3kroni-
gen einheimischen und standortgerechten Laubbaum (Hochstamm,
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9.3

9.4

9.5

9.6

Stammumfang von 18-25 cm gemessen in 1,00 m HOohe Uber Gelande)
zu ersetzen.

Anpflanzen von Bdumen

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind an den im Nutzungsplan durch
Planeintrag festgesetzten Standorten aulRerhalb der Flache fur die Tief-
garage hochstdmmige standortgerechte Laubbdume mit einem Stamm-
umfang von mind. 20/25 cm (gemessen in 1,00 m Hohe Uber Gelande)
zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

Innerhalb der Flache fir die Tiefgarage sind an den durch Planeintrag
festgesetzten Standorten hochstammige standortgerechte Laubbdume
mit einem Stammumfang von mind. 18/20 cm (gemessen in 1,00 m Hohe
Uber Gelande) zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei
Unterbauung durch eine Tiefgarage ist im Wurzelraum eine Mindestsub-
strath6he von 80 cm zu gewéahrleisten.

Hinweis: Artenempfehlung fir Baume uber Tiefgaragen

Wollapfel (Malus tschonoskii), Mehlbeere (Sorbus intermedia ,Brouwers*
oder Sorbus latifolia ,Henk Vink"), Stadtbirne (Pyrus calleryana ,Chanti-
cleer"), Feldahorn (Acer campestre in Sorten)

Fur alle im Bebauungsplan festgesetzten Baumstandorte gilt, dass Ab-
weichungen von den eingetragenen Standorten in begriindeten Fallen
(Zufahrt, Leitungstrassen etc.) zugelassen werden.

Alle Baume sind zu pflegen und dauerhaft freiwachsend und ungeschnit-
ten zu unterhalten (Ausnahme zur Verkehrssicherungspflicht und zur Er-
ziehung und Pflege von Obstbdumen). Bei Abgang oder Fallung eines
Baumes ist innerhalb der nachsten Vegetationsperiode Ersatz in gleicher
Art und Qualitat zu pflanzen.

Die Baumquartiere missen offen gestaltet werden (Pflanzflache von
mind. 8 m2) oder eine wasser- und luftdurchlassige Baumscheibe mit ei-
nem durchwurzelungsfahigen Untergrund von mindestens 12 m3, 1,50 m
Tiefe und einen uneingeschrankten Erdanschluss sowie einen Anfahr-
schutz aufweisen. Sie sind nach dem jeweiligen Stand der Technik (z.B.
Empfehlungen der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung,
Landschaftsbau e.V. (FLL) fur Baumpflanzungen - Teil 2, Standortvorbe-
reitungen fur Neupflanzungen; Pflanzgruben und Wurzelraumerweite-
rung, Bauweisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010) herzustellen. Die Ein-
fullung geeigneter Oberboden- und Unterbodensubstratmischungen ist
vorzusehen.

Pflanzbindung
Die im Nutzungsplan gekennzeichneten Flachen sind gartnerisch anzu-

legen. Die Anlage erfolgt durch die Aussaat von Rasen oder extensiver
Wiese und die Pflanzung von standortgerechten, landschaftstypischen,
klimaresilienten Strduchern und Hecken. Die Bepflanzung ist dauerhaft
zu erhalten, zu pflegen sowie bei Abgang gleichwertig zu ersetzten.

Zulassig sind notwendige, wassergebundenen und unversiegelte Wege,
soweit sie der ErschlieBung des Grundstticks, der Zuganglichkeit der Ne-
benanlagen oder der Pflege der Flachen dienen und den Charakter der
Pflanzflachen nicht beeintrachtigen. Dartiberhinausgehende Nutzungen
oder bauliche Anlage sind unzulassig.
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9.7

9.8

9.9

10.

10.1

10.2

Erhaltungsbindung
Auf den im Nutzungsplan gekennzeichneten Flachen fur den Erhalt von
sonstigen Bepflanzungen sind Straucher, Hecken und Rasenflachen zu
erhalten. Die géartnerisch angelegten Flachen sind dauerhaft zu pflegen
und zu unterhalten.

Zulassig sind notwendige, wassergebundenen und unversiegelte Wege,
soweit sie der ErschlielBung des Grundstticks, der Zuganglichkeit der Ne-
benanlagen oder der Pflege der Flachen dienen und den Charakter der
Pflanzflachen nicht beeintrachtigen. Dartiberhinausgehende Nutzungen
oder bauliche Anlage sind unzulassig.

Dachbegriinung

Flachdacher und flachgeneigte Dacher sind mit extensiver Dachbegri-
nung zu versehen. Die Dachbegriinung ist dauerhaft funktionsféhig aus-
zufiihren und muss eine ausreichende Substratstarke (mindestens 10
cm) sowie eine standortgerechte, trockenheitsresistente Bepflanzung
aufweisen. Technische Erfordernisse wie Liftungsanlagen, Zugénge
oder Flachen fur Photovoltaik- und Solarthermieanlagen bleiben von der
Verpflichtung unberthrt. In diesen Bereichen ist eine Begriinung nur so-
weit vorzusehen, wie dies funktional mdglich ist. Dachbegriinungen sind
nach dem Klimaschutzgesetz mit Solar- und Photovoltaikanlagen zu
kombinieren.

Tiefgaragenbegrinung

Nicht Uberbaute Tiefgaragen und sonstige unterbaute Flachen, die nicht
mit Garagen, Stellplatzen und ihren Zufahrten sowie mit Nebenanlagen
im Sinne des § 14 BauNVO uberbaut sind, sind mit einer geeigneten Ve-
getationssubstratschicht von mindestens 60 cm fir eine intensive Begri-
nung aus einer Mischung von Rasen, Grasern, Stauden und Strauchern
zu uberdecken. Davon ausgenommen sind Beluftungs- und Kontroll-
schachte bzw. -rohre.

Hinweise und nachrichtliche Ubernahme von nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen 8 9 Abs. 6 BauGB

Archéologische Denkmalpflege

Sollten bei der Durchfiihrung der Malinahme arch&ologische Funde oder
Befunde entdeckt werden, sind gem&R § 20 DSchG die Denkmalbe-
horde(n) oder die Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archaologi-
sche Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.)
sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unveran-
dertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehérde
oder das Regierungsprasidium Stuttgart, Referat 84 - Archaologische
Denkmalpflege, mit einer Verkirzung einverstanden ist. Auf die Ahndung
von Ordnungswidrigkeiten gemaf § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der
Sicherung und Dokumentation archaologischer Substanz ist zumindest
mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausfiihrende Bau-
firmen sollten hiertber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden.

Artenschutz

Fir den Geltungsbereich wurden 2 artenschutzrechtliche Prifungen
durchgefuhrt und ein Fachgutachten zu den Flederméusen erstellt. Die
artenschutzrechtliche Prifung vom Dezember 2022 mit einer
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10.2.1

Plausibilisierung vom Oktober 2025, (erstellt von GOG — Gruppe fiir 6ko-
logische Gutachten, Stuttgart) umfasst die Flursticke Nr. 1241, 1242,
1147 und 1146. Die spezielle artenschutzrechtliche Prifung vom Juni
2023 (erstellt von faktorgriin, Freiburg) umfasst die Flurstiicke 1164 und
1153/3. Das Fachgutachten zu den Fledermausen vom November 2023
mit einer Konkretisierung vom Oktober 2025 umfasst den gesamten Gel-
tungsbereich (erstellt von FrinaT. Freiburg).

Hierbei wird zwischen den MaRRnahmen fir den gesamten Geltungsbe-
reich, den Eingriffsbereich mit konkreten Vorhaben (Flst. Nr. 1241, 1242,
1147 und 1146) und dem restlichen Geltungsbereich (Flst. Nr. 1164 und
1153/3) unterschieden.

Vermeidungs- und Minimierungsmafinahmen im gesamten Geltungsbe-
reich

Bauzeitenbeschrénkung fir Baufeldfreimachung

Um zu vermeiden, dass bei der Rodung Tiere getdtet werden, missen
die Rodungsarbeiten aul3erhalb der Brutzeit der Vogel und der Aktivitats-
zeit der Fledermause erfolgen und im Winter zwischen Anfang November
und Ende Februar durchgefuhrt werden. Da eine Nutzung der Quartier-
moglichkeiten durch Fledermé&use auch in diesen Monaten nicht vollig
ausgeschlossen werden kann, muss im vorliegenden Fall grundsatzlich
eine Kontrolle der potenziellen Quartiere direkt vor der Fallung durch eine
Fledermaus-sachverstéandige Person erfolgen. Werden Flederméuse
vorgefunden, ist in Abstimmung mit der Naturschutzbehdrde das weitere
Vorgehen zu klaren — sofern dies nicht bereits im Vorfeld abgestimmt
wurde. Im Einzelfall ist beispielsweise durchaus denkbar, dass die Fle-
dermause vor der Féllung sorgfaltig geborgen und in ein Ersatzquartier
umgesetzt werden. Nicht vollstandig auszuschliel3en ist jedoch auch,
dass ein Baum bei Besatz durch Fledermause erst zu einem spateren
Zeitpunkt gefallt werden kann (z.B. bei Anwesenheit mehrerer Fleder-
mause im Winterschlaf). Mit diesen MalRnahmen kann das Eintreten des
Totungstatbestands nach 8 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verhindert werden.

Vermeidung der Schadigung von Fortpflanzungsstatten (Wimperfleder-

maus)

Um zu vermeiden, dass die betroffenen Wimperflederméuse ihren Flug-

weg durch das Eingriffsgebiet und damit ihr Quartier aufgeben, muss ein

Dunkelkorridor durch das Eingriffsgebiet hindurch erhalten werden. Die-

ser muss eine Verbundachse von West nach Ost im zentralen Bereich

des Eingriffsgebiets gewahrleisten, mit Leitstrukturen (Straucher,

Baume) ausgestattet und unbeleuchtet sein.

Folgende Kriterien in der Ausgestaltung sind einzuhalten:

e Erhaltung eines frei durchfliegbaren Korridors von mindestens 5 m

¢ In diesem Korridor Erhaltung/Pflanzung von Baumen und Blschen
(Mindesthohe: 2 m)

e Keine Beleuchtung = Dunkelkorridor (keine direkte / indirekte kunstli-
che Lichtwirkung im Korridorbereich)

Die MalRnahmen sollten so umgesetzt werden, dass den Flederm&usen

stets in den Monaten Mai bis September ein unbeleuchteter Flugkorridor

mit entsprechenden Leitstrukturen zur Verfigung steht, um eine Nutzung

der Flugstralle gewahrleisten zu kdnnen. Die Planung sieht drei Ge-

baude mit jeweils Uber 10 m Freiraum dazwischen vor. Diese Freirdume

sollen weitgehend unbeleuchtet bleiben, damit Fledermause sie als Flug-

korridore nutzen koénnen. Falls eine beleuchtete Feuerwehrzufahrt
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10.2.2

notwendig ist, sollen Pollerleuchten mit Bewegungsmeldern und war-
mem Licht (1800 K) eingesetzt werden. Auch die Einfahrt sollte mit Pol-
lerleuchten beleuchtet werden, maglichst auRerhalb der Korridore.

Die Grunflachen zwischen den Gebauden sollen liickenlose Leitstruktu-
ren (Hecken, Baume) bieten. In den Korridoren sollen mindestens 2m
hohe Hecken in zwei Reihen in West-Ost-Richtung gepflanzt werden, mit
einem 1,5-2 m breiten Durchflugbereich dazwischen; Baume sind optio-
nal. Der Uberflugbereich der Einfahrt soll ebenfalls durch zusétzliche
Pflanzen Leitstrukturen erhalten. Grolkes Pflanzgut (1,5-2 m, Ballen-
ware) wird empfohlen, um schnell wirksame Strukturen zu schaffen.

Fur die Bauphase wird ein Baubeginn nach August empfohlen, um die
Wochenstubenzeit der Wimperfledermaus zu berlcksichtigen. Ist ein
Rohbau wahrend dieser Zeit nétig, sollte ein doppelter Bauzaun mit
Windschutznetz (1,5-2 m hoch) aufgestellt werden, der tagstber gedff-
net und abends geschlossen werden kann. Es ist zu empfehlen, bei der
konkreten Planung der Gestaltung des Flugkorridors frihzeitig eine Fle-
dermaus-sachverstandige Person hinzuzuziehen. Dabei sollte auch ein
besonderes Augenmerk auf die mdglichen Lichtwirkungen gelegt wer-
den, um mdgliche Beeintrachtigungen bereits im Vorfeld auszuschlieRen.

Okologische Baubegleitung

Fur Vorhaben innerhalb des Geltungsbereichs ist vor und wahrend der

Maflinahmenumsetzung sowie der Baudurchfiihrung eine 6kologische

Baubegleitung erforderlich. Diese begleitet die Baumal3inahmen sowie

die Baufeldfreimachung und stellt sicher, dass die notwendigen Schutz-

mal3nahmen korrekt durchgefiihrt und unnétige Beeintrachtigungen oder

Beschadigungen der relevanten Arten und deren Lebensrdumen vermie-

den werden.

Hierzu gehdren inshesondere:

e Einweisung der ausfihrenden Firma in die jeweilige naturschutzfach-
liche Thematik, z. B. vor Beginn des Abbruchs

o Ansprechpartner fur die Verfahrensbeteiligten beziglich der gefor-
derten ArtenschutzmafRnahmen

e Fachliche Freigabe von Malihahmenumsetzungen

o Dokumentation von Malinahmenumsetzungen

e Uberwachung und Kontrolle der Einhaltung von Bauzeitenbeschran-
kungen

e Festlegung der konkreten Standorte von Flachen zu Schutz, Entwick-
lung und Pflege geschitzter Vogel- und Fledermausarten und deren
Sicherung sowie Kontrolle der Tabuzonen

Risikomanagement und Monitoring

Es besteht eine Restunsicherheit beziiglich des Erfolges der Aufrechter-
haltung der Flugbewegungen der Wimperfledermause. Auch wenn die
Wahrscheinlichkeit als recht hoch angenommen wird, dass die Tiere bei
zielfuhrender Umsetzung der Vermeidungsmafinahme die Funktionsbe-
ziehungen durch das Eingriffsgebiet aufrechterhalten, gibt es relativ we-
nig Erfahrungen mit entsprechenden Mafinahmen, um dies mit abschlie-
Render Sicherheit gewahrleisten zu kénnen. Der Erfolg der MalRnahmen
sollte daher durch ein Monitoring tiberprift werden. Uberprifungen der
Flugstrafl3e in den Jahren 1, 2 und 3 nach Baufeldfreimachung durch je-
weils drei Sichtbeobachtungen sind zu empfehlen. Mdgliche Maf3nah-
men, falls die Erhaltung der FlugstralRe nicht erfolgreich ist, sind Ergan-
zungen von Geholzen und ggf. Anpassung der Beleuchtung
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10.2.3

10.2.4.

10.2.5

10.3

Vorgaben fir den restlichen Geltungsbereich bei zukinftiger Bautatigkeit
Der restliche Geltungsbereich (Flst. Nr. 1164 und 1153/3) weist Habitat-
potenzial fiir planungsrelevante Végel, Reptilien, Fledermé&use und Tot-
holzkafer auf.

Sollte es in diesem Bereich zu einem spateren Zeitpunkt zu Abriss- be-
ziehungsweise Bautatigkeiten kommen, so sind im Rahmen der nachge-
lagerten Genehmigungsebene Erfassungen der zuvor genannten arten-
schutzrechtlich relevanten Artengruppen durchzufthren. Je nach Dauer
bis zu mdglichen kinftigen baulichen MaZnahmen kann auch ein Auftre-
ten bislang nicht vorkommender artenschutzrechtlich relevanter Arten
nicht vollstandig ausgeschlossen werden. Dabei ist zu beachten, dass
die erforderlichen Erfassungen mit einem entsprechenden zeitlichen Vor-
lauf durchgefiihrt werden mussen, da mit einem Vorkommen verschiede-
ner Artengruppen zu rechnen ist und dadurch ein erhéhter Ausgleichs-
bedarf moglich ist. Die Funktionsfahigkeit der ggfs. erforderlichen MalR3-
nahmen sollte daher durch den zeitlichen Vorlauf entsprechend gewahr-
leistet sein.

Auf dieser Basis sind zum Zeitpunkt konkret vorgesehener Eingriffe die
Verbotstatbestdnde abzuprifen und ggf. Vermeidungs- und / oder Aus-
gleichsmalinahmen vorzusehen.

Die aus artenschutzrechtlicher Sicht erforderlichen Vermeidungs- und
Minimierungsmaflnahmen (VM) sind entsprechend den Ausflhrungen
der artenschutzrechtlichen Prufungen und dem Fachgutachten Fleder-
mause durchzufihren. Die Gutachten sind Anlage des Bebauungsplans
HOCHSTRASSE.

Vermeidung von Vogelschlag an Glasflachen

Zur Vermeidung von Vogelschlag wird empfohlen, groRere Glasflachen,
insbesondere Fensterfronten, Fassadenverglasungen, Balkone, transpa-
rente Larmschutzwande sowie sonstige transparente oder spiegelnde
Bauteile, nach dem Stand der Technik vogelschutzgerecht auszufihren.
Hierzu sollen insbesondere reflexionsarme Glaser sowie nachweislich
hochwirksame Malnahmen zur Vermeidung von Vogelkollisionen ver-
wendet werden. Einzelne Greifvogelsilhouetten oder UV-Markierungen
gelten nach dem derzeitigen Stand der Technik als nicht ausreichend
wirksam. Es wird empfohlen, die einschlagigen Empfehlungen der
Schweizerischen Vogelwarte sowie der Landerarbeitsgemeinschaft der
Vogelschutzwarten in ihrer jeweils aktuellen Fassung zu bericksichtigen.

Grundwasserschutz

Aus Grinden des allgemeinen Grundwasserschutzes ist das Bauen im
Grundwasser grundsatzlich abzulehnen. Die Hoéhenlage der Unterkante
Fundament ist i. d. R. so zu wahlen, dass diese Uber den mittleren be-
kannten Grundwasserstanden liegt.

Fur unvermeidbare bauliche Anlagen unterhalb des mittleren Grundwas-
serstandes sowie fur Grundwasserabsenkungen im Rahmen von Bau-
vorhaben ist eine separate wasserrechtliche Erlaubnis bei der zustandi-
gen Wasserbehorde (Landratsamt Ortenaukreis) zu beantragen.

Bauliche Anlagen unterhalb des hochsten Grundwasserstandes sind
wasserdicht und auftriebssicher auszufiihren. Zur Herstellung der
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10.4

10.5

10.6

Abdichtung von Baukdrpern / Bauteilen und sonstiger Anlagen durfen
keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine Schadstoffbelastung des
Grundwassers zu beflirchten ist.

Entwasserungssystem

Angrenzend an das Gebiet des Bebauungsplans HochstralRe liegen 6f-
fentliche Mischwasserableitungstrassen vor.

Fir die einzelnen Grundstiicke des Baugebietes sind Anschlussmdglich-
keiten an die bestehenden 6&ffentlichen Mischwasser (MW-) Kanéle der
Paul-Waeldin-StralRe (stid-westliche Parzelle) und Hochstral3e (restlicher
Bereich des Baugebietes) gegeben.

Die Anforderungen an die Ableitung der Niederschlagsabfliisse sind ent-
sprechend Nr. 6 Niederschlagswasser der 6rtlichen Bauvorschriften zu
berticksichtigen.

Erdaushub

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen der 88 la Abs. 2 des
Baugesetzbuchs (BauGB), 88 10 Nr. 3 und 74 Abs. 3 Nr. 1 der Landes-
bauordnung (LBO) zur Vermeidung Uberschissigen Bodenaushubs so-
wie insbesondere 8 3 Abs. 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes
LKreiWiG vom 17. Dezember 2020 wird hingewiesen:

Bei der Planung und Ausflhrung von Baumaf3nahmen und anderen Ver-
anderungen der Erdoberflache im Planungsgebiet ist auf einen sparsa-
men und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten und jegliche
Bodenbelastung auf das unvermeidbare Mal zu beschréanken.

Der Bodenaushub ist, soweit moglich, im Plangebiet zur Gelandegestal-
tung zu verwenden bzw. auf den einzelnen Baugrundstuicken zu verwer-
ten (Erdmassenausgleich). Uberschiissiger Bodenaushub ist zu vermei-
den.

Gemalf der Deponieverordnung (DepV) dirfen seit 01. Januar 2024 aus-
driicklich Abfalle, die insbesondere einer Verwertung zugefihrt werden
konnen oder fur das Recycling geeignet sind, nicht mehr auf Deponien
abgelagert werden. Eine Ablagerung von nicht verunreinigtem Bo-
denaushub ist daher mit dem Inkrafttreten von § 7 Abs. 3 DepV zum 01.
Januar 2024 nicht mehr zuléssig, da es sich bei diesem Abfall um grund-
satzlich verwertbare Abfalle handelt. Eine Ablagerung kommt fur das be-
troffene Material nur noch dann in Frage, wenn die Verwertung des Bo-
dens technisch nicht maglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist.

Auch aus abfallwirtschaftlicher Sicht muss bei der Bauleitplanung das
Ziel verfolgt werden, die Menge von Uberschiissigem Bodenaushub auf
das unvermeidbare Mal3 zu reduzieren.

Bereitstellung der Abfallbehélter / Gelbe Sacke

Die Bereitstellung der Abfalle, die im Rahmen der kommunalen Abfallab-
fuhr entsorgt werden, muss an einer fur 3-achsige Abfallsammelfahr-
zeuge erreichbaren Stelle am Rand o6ffentlicher ErschlieBungsstral3en
erfolgen.

Bei der Bereitstellung kdnnten aufgrund der Anhéufung an Abfallbehaltern
bzw. Gelben Sacken am Abfuhrtag eventuell Beschwerden (Geruchsbelas-
tigungen, Staub, Larm) bei den Grundstiickseigentiimern entstehen, vor /
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10.7

10.8

11.

Dipl.-Ing. Stefan Loéhr
Amtsleiter

an deren Grundstiicken die Abfallbehalter zur Abholung bereitgestellt und
entleert werden.

Unterrichtung der Fachbehdrde

Werden bei Erdarbeiten ungewohnliche Farbungen und / oder Ge-
ruchsemissionen (z.B. Mineral6le, Teer...) wahrgenommen, so ist umge-
hend das Landratsamt Ortenaukreis (Amt fur Umweltschutz; Amt fur
Wasserwirtschaft und Bodenschutz) zu unterrichten. Aushubarbeiten
sind an dieser Stelle sofort einzustellen.

Geotechnik

Im Plangebiet liegt eine Uberdeckung aus der quartaren Lockergestein-
seinheit "L6ss" vor. Dartber hinaus ist die Festgesteinseinheit "Tertiar"
im Untergrund zu erwarten.

Mit lokalen Auffiillungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur
Lastabtragung geeignet sind, sowie mit einem oberflachennahen saiso-
nalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuch-
tung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen.
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen
oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Boden-
kennwerten, zur Wahl und Tragfahigkeit des Grindungshorizonts, zum
Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen durch ein privates Ingenieurbtiro empfohlen.

Nutzungsschablone

Art der baul. Nutzung Gebaudehothe
Grundflachenzahl (GRZ) | Geschossflachenzahl (GFZ)

Dachform, -neigung Bauweise
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Stadt Lahr

Stand: 23.07.2026

Stadtplanungsamt Fassung: Satzung

Bebauungsplan HOCHSTRASSE

Ortliche Bauvorschriften gemaR § 74 LBO

Rechtsgrundlagen:

FD
SD

Landesbauordnung (LBO) in der Fassung. vom 16. Marz 2026 (GBI. Nr. 44, S. 3)

1

11

1.2

1.3

AuRere Gestaltung baulicher Anlagen § 74 Abs.1 Nr.1 LBO

Dachgestaltung, Dachneigung, Dachaufbauten

Im Allgemeinen Wohngebiet WA1 sind Flachd&cher mit einer Dachneigung
von 0° - 10° zulassig.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind Satteldacher mit einer Dachneigung
von 30° — 40° zulassig. Dachaufbauten sind bis zu einer Héhe von 50 cm
und einem Volumen von 1 m3 im gesamten Geltungsbereich zulassig. In das
Dach integrierte Dachaufbauten (Gauben) und Dacheinschnitte sind erst ab
einer Dachneigung ab 30° zulassig. Diese haben einen seitlichen Abstand
von der Giebelaulzenwand von mindestens 1,50 m und zum First senkrecht
gemessen von mindestens 0,80 m einzuhalten. Ubereinander angeordnete
Dachaufbauten und/ oder Dacheinschnitte sind nicht zulassig. Die Lange
der Dachaufbauten und Dacheinschnitte durfen einzeln und in der Summe
maximal 40% der Gesamtlange des Gebaudes betragen. Zwischen den
Dachaufbauten und/ oder Dacheinschnitten ist ein Mindestabstand von 1,50
m einzuhalten.

Anlagen zur Nutzung von solarer Energie sind grundsétzlich zulassig.

Material und Farbe der Dachdeckung

Glanzende Materialien, Metalloberflachen, Wellfaserzement, Dachpappe
und Aul3enbauteile aus unbeschichteten Schwermetallen sind als Dachein-
deckung nicht zulassig, ausgenommen hiervon sind Anlagen, die der Ener-
giegewinnung dienen.

Déacher von Garagen und Carports

Die Dachflachen von Garagen und Carports sind dauerhaft mindestens ex-
tensiv zu begrunen. Empfohlen wird im Hinblick auf den Wasserriickhalt
eine Mindestschichtdicke von 10 cm.

Werbeanlagen 874 Abs. 1 Nr. 2 LBO

Werbeanlagen sind nur an der Stétte der eigenen Leistung zuldssig. Fremd-
werbung ist unzulassig. Selbstleuchtende oder fluoreszierende Werbeanla-
gen bzw. Werbeanlagen mit bewegtem und wechselndem Licht sowie frei-
stehende Werbeanlagen und Fahnen sind unzulassig.
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3.1

3.2

3.3

3.4

4.1

4.2

Werbeanlagen durfen eine GréR3e von 0,3 m2 nicht Uberschreiten und sind
nur im Bereich der Erdgeschosse zuldssig.

Gestaltung der unbebauten Flachen der bebaubaren Grundstiicke so-
wie der Einfriedungen 8§74 Abs. 1 Nr. 3LBO

Unbebaute Flachen

Unbebaute Flachen der tGberbaubaren Grundstiicke, die nicht zur Erschlie-
Bung der Gebaude, als Spiel- oder Stellflachen innerhalb der Grundstticke
erforderlich sind, sind mit einer Mischung von Rasen, Grésern, Stauden und
Strauchern gartnerisch anzulegen und dauerhaft zu pflegen und zu unter-
halten. Dabei sind Kies- und Schotterflachen (z.B. sogenannte Steingarten)
unzulassig.

Oberirdische Stellplatze

Private Stellplatze und deren Zufahrten fir den ruhenden Verkehr sind mit
versickerungsfahigen Belagen z.B. Rasengitter- oder Rasenfugenpflaster
mit einem Offnungsanteil von mindestens 20% zu befestigen. Die Trag-
schichten sind versickerungsfahig auszubilden.

Einfriedungen
Geschlossene Einfriedungen (z.B. Mauern, Holzwande, Gabionen) sind nur

zur Abstlitzung von Hanglagen zul&ssig.

Offene Einfriedungen (z.B. Zaune, Hecken) zwischen den privaten Grund-
sticken missen einen lichten Abstand von mindestens 10 cm zwischen Un-
terkante der Einfriedung und der Geldndeoberflache einhalten. MaRgeblich
ist die naturliche Gelandeoberflache entlang der Einfriedung. Zaune sind mit
standortgerechten Gehdlzen oder Strauchern zu hinterpflanzen.

Hinweis: Hiervon unbeachtlich sind Solarzaune allgemein zuléssig
Mullstandorte

Vom offentlichen Stralenraum direkt einsehbare Miillstandorte sind mit ei-
nem baulichen Sichtschutz zu versehen oder zu begriinen.

Notwendige Stellplatze 8§ 74 Abs. 2 Nr. 2LBO

PKW-Stellplatze
Fur den geforderten und preisgedampften Wohnungsbau ist gemaf Lan-
desbauordnung mindestens ein Stellplatz pro Wohnung herzustellen.

Bei nicht geférderten oder nicht preisgedampften Wohnungen wird ein Stell-
platzschliissel von 1,2 Stellplatze pro Wohnung festgesetzt.

Sofern sich bei der Ermittlung der Stellplatze keine ganzzahlige Stellplatz-
anzahl ergibt, ist diese aufzurunden.

Fahrradstellplatze

Fur Mehrfamilienhauser werden pro Wohneinheit 2 Fahrradstellplatze ge-
fordert.

Notwendige Fahrradstellplatze miussen von der 6ffentlichen Verkehrsflache
leicht erreichbar und gut zuganglich sein und eine wirksame
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Diebstahlsicherung ermdglichen; soweit sie fir Wohnungen herzustellen
sind, missen sie auRerdem wettergeschutzt sein.

5. Freiflachengestaltungsplan 8§ 74 Abs. 5LBO

Mit dem Baugesuch ist ein Freiflachengestaltungsplan einzureichen, aus
dem folgende Punkte zu ersehen sind:

- Lage, Umfang, Grol3e der Bepflanzung

- Baumarten

- Lage der Ver- und Entsorgungsleitungen

- Lage der unterirdischen Tank- und Zisternenbehélter

- Gelandemodellierung

- Materialangaben zur Stellplatz- und Zufahrtsbefestigung

- Material, Ausfihrungsart, Lage und Hohe der Einfriedungen

Er wird Bestandteil der Baugenehmigung.
6. Niederschlagswasser 8§ 74 Abs. 3Nr. 2 LBO

Das anfallende Niederschlagswasser ist, soweit moglich, dezentral zu ver-
sickern (durch z.B. wasserdurchlassige Belage, Einsatz von Versickerungs-
mulden 0.4.). Die Bemessung der Versickerungsanlagen ist entsprechend
geltendem Regelwerk - nach erfolgtem Weil3druck - durchzufiihren. Zum
Schutz des Grundwassers sind die im entsprechenden Arbeitsblatt genann-
ten Randbedingungen hinsichtlich des erforderlichen Abstands der Versi-
ckerungsanlage zum Grundwasserleiter und erforderlicher Durchlassigkeit
der Sickerstrecke zu bertcksichtigen sowie ein qualitativer Nachweis fur die
Einleitung ins Grundwasser durchzufiihren. Die bei der Bemessung berick-
sichtigte Sickerfahigkeit des Bodens ist bei Bedarf durch Bodenaustausch
bis zu den durchlassigen Bodenschichten sicherzustellen. Im Bereich des
Baugebietes sind bindige Bodenschichten zu erwarten. Zur Sicherstellung
einer ausreichenden Sickerfahigkeit im Bereich der Versickerungsanlagen
wird daher voraussichtlich ein Bodenaustausch bzw. Durchstof3en der bin-
digen Deckschichten erforderlich sein. Hierzu ist die Abstimmung mit der
Genehmigungsbehorde erforderlich. Bei der Versickerung in das Grund-
wasser in die Niederschlagswasserverordnung zu beachten.

Bei einer aus technischer Sicht nicht realisierbaren Versickerung des Nie-
derschlagswassers ist nur ein gedrosselter Anschluss des Niederschlags-
wassers an das 6ffentliche Entwasserungssystem mdaglich. Das anfallende
Niederschlagswasser (insbesondere das im Bereich der Dachflachen anfal-
lende Niederschlagswasser) ist durch Einsatz entsprechender abflussredu-
zierender MalRnahmen (z.B. Dachbegriinung, Rickhaltedéacher, Einsatz
durchlassiger Belage) gedrosselt in das 6ffentliche Kanalsystem einzulei-
ten. Durch die Neuerschliel3ung in den einzelnen (Teil)Erschlieungsberei-
chen darf die in den einzelnen (Teil)Erschlieungsbereichen (zum Teil) im
Bestand vorhandene, an das offentliche Kanalnetz angeschlossene, ab-
flusswirksame Flache nicht Uberschritten werden, sofern die Entwasse-
rungsrichtung und der Anschlussort im Bestand und in der Planung die glei-
chen sind. Der Grund hierfir ist die erforderliche Sicherstellung der Entwas-
serung unter Berucksichtigung der Einhaltung des Verschlechterungsverbo-
tes fir die Unter- und Oberlieger des Planungsbereiches.

Demzufolge sind die Mehrabfllisse der einzelnen TeilerschlieRungsflachen
gegeniiber der Bestandsbebauung auf den nattrlichen Gebietsabfluss von
15 I/(s-ha) zu drosseln. Mehrabflisse entstehen in Bereichen mit
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zusatzlicher Befestigung bzw. Mehrbefestigung im Vergleich zum Bestand
und werden in Bezug auf die sich in den einzelnen Teilbereichen ergebende
abflusswirksame Flache Cs*A ermittelt.

Fir alle Bereiche, bei denen die 0.g. Anforderungen bzgl. gleicher Entwas-
serungsrichtung und des Anschlussortes nicht eingehalten werden kdnnen,
hat zwingend eine Drosselung des Oberflachenwassers auf den natirlichen
Gebietsabfluss von 15 I/(s-ha) vor Einleitung in das 6ffentliche Kanalnetz zu
erfolgen (bezogen auf die gesamte zusatzlich zu entwassernde Flache
Ages).

Zur Gewdabhrleistung der 30-jahrlichen Uberflutungssicherheit ist nachzuwei-
sen, dass auf den Privatgrundstiicken der 30-jahrliche Oberflachenabfluss
temporar und schadensfrei an der Oberflache (oder bei Bedarf unterirdisch)
zurtickgehalten werden kann. Der Nachweis der Uberflutungssicherheit ist
auch fur Grundstlicke kleiner 800 m? angeschlossener abflusswirksamer
Flache und entsprechend nach den aktuellen allgemein anerkannten Re-
geln der Technik zu erbringen.

Die Bemessung der Grundstlicksentwasserung hat nach den aktuellen all-
gemein anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen. Die bei ggf. erforder-
licher Drosselung auf den nattirlichen Gebietsabfluss erforderliche Ruckhal-
teanlage ist fir Wohngebiete mindestens auf das 3-jahrliche Regenereignis
zu bemessen. Das sich aus den Berechnungen des 30-jahrlichen Uberflu-
tungsnachweises unter Beriicksichtigung der Einleitbeschrankung erge-
bende groRRere Volumen ist maRgebend und auf dem Grundstlick herzustel-
len.

Die Abwasserablaufstellen, welche unterhalb der 6ffentlichen Ruckstau-
ebene liegen (als Rickstauebene gilt die Stralenoberkante des Hausan-
schlusses an den o6ffentlichen Kanal), sind entsprechend der aktuellen all-
gemein anerkannten Regeln der Technik vom Eigentiimer gegen Rickstau
zu sichern. Zudem darf Niederschlagswasser von Flachen unterhalb der
Ruckstauebene der 6ffentlichen Kanalisation nur Uber eine automatische
Hebeanlage riickstaufrei zugefuhrt werden. Dabei kbnnen kleine Regenfla-
chen von Kellerniedergdngen, Garageneinfahrten und dergleichen tber Bo-
denablaufe mit Absperrvorrichtungen gegen Riickstau angeschlossen wer-
den, wenn geeignete MaRhahmen, z.B. Schwellen bei Kellereingdngen oder
Regenauffangrinnen bei tiefer liegenden Garageneinfahrten, ein Uberfluten
der tiefer liegenden Rdume durch Regenwasser verhindern, solange die Ab-
sperrvorrichtung geschlossen ist.

Im Zusammenhang mit der Herstellung wasserdurchlassiger Beléage ist zu
beachten, dass diese grundsatzlich und zur Unterstiitzung der natlrlichen
Entwasserung zu realisieren sind, deren Abflussminderung bei den teilbe-
festigten Flachen beim Nachweis der Entwasserungsplanung allerdings le-
diglich dann angesetzt werden darf, wenn bei diesen Flachen der Versicke-
rungsweg bis in Grundwasser sichergestellt werden kann. Bei abdichtenden
oder gering durchlassigen Bodenschichten ist die Versickerungsfahigkeit
durch ausreichend bemessene Durchstiche zum Grundwasserleiter sicher-
zustellen.

Regen- und Brauchwasseranlagen

Es wird empfohlen, dass auf den Grundstiicken anfallende Niederschlags-
wasser in geeigneten Anlagen (z.B. Zisternen) zu sammeln und als Brauch-
wasser (z.B. zur Gartenbewasserung) zu nutzen.
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Bei der Verwendung von Brauchwasser, z.B. aus Regenwasserzisternen,
fur die Gartenbewésserung, die WC-Spulung und den Betrieb der Wasch-
maschine, ist flr das Brauchwasser ein von der Trinkwasserversorgung voll-
kommen getrenntes Leitungssystem zu installieren. Eine entsprechende
Messeinrichtung fur das Wasser zur Toilettenspilung und Waschmaschi-
nennutzung ist vorzusehen. Die Anlagen sind von einem Fachbetrieb unter
Beachtung der der aktuellen allgemein anerkannten Regeln der Technik zu
installieren. Gem. 8§ 13 Abs. 4 der Trinkwasserverordnung sind Anlagen, die
zur Entnahme oder Abgabe von Wasser bestimmt sind, das keine Trinkwas-
serqualitat hat, und im Haushalt zuséatzlich zu den Wasserversorgungsanla-
gen nach 8 3 Abs. 2 (Trinkwasserversorgung) installiert sind (z.B. Brauch-
wasser fir WC-Spilung oder Waschmaschine) gegentber dem Gesund-
heitsamt anzeigepflichtig.

Das fur die Regenwassernutzung auf dem Flurstiick vorgesehene Behélter-
volumen ist zusétzlich zu dem zur Versickerung des Niederschlagswassers
bzw. bei erforderlicher Abflussdrosselung vor Einleitung in die 6ffentliche
Kanalisation (Drosselung auf 15 l/(s-ha)) notwendigen Rickhaltevolumen
herzustellen. Der Uberlauf der Riickhalteanlage fiir die Regenwassernut-
zung ist an das weiterfihrende Entwasserungssystem — Versickerungsan-
lage oder Riickhalteanlage, siehe oben - anzuschliel3en. Die Anforderungen
an eine gegen Riickstau gesicherte Ableitung sind entsprechend der aktu-
ellen allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beriicksichtigen. Beim
Anschluss (Uber die Grundstiicksentwéasserung) an das 6ffentliche Misch-
system ist ggf. (falls der Uberlauf der Regenwassernutzungsanlage unter-
halb der Riickstauebene der weiterfiihrenden Ableitungstrasse liegt) die Si-
cherstellung einer gegen Rickstau gesicherten Ableitung mittels Hebean-
lage erforderlich.

Sicherheit vor Sturzfluten im urbanen Bereich

Es wird darauf hingewiesen, dass im Geltungsbereich Uberflutungen in
Folge von Starkregenereignissen nicht auszuschlieRen sind, so dass bei
Realisierung von Gebdaudeteilen unterhalb der angrenzenden 6ffentlichen
StralRenoberkante das Thema Sicherheit vor urbanen Sturzfluten / Starkre-
genrisikomanagement bei der Planung zu berlicksichtigen ist.

Der Verlauf und die Hohe der zukinftigen Gelandeoberkante und Tiefgara-
genzufahrt sind daher so auszufuihren, dass die Rickstauebene eingehal-
ten wird, keine Grundsticksflachen in Richtung Geb&ude geneigt verlaufen
und das Gelédnde der geplanten Bebauung héher als der angrenzende Ver-
kehrsraum (StralRe einschlielich Gehweg) liegt. Hintergrund ist, dass bei
Starkregen der Verkehrsraum als Ableitungstrasse genutzt werden kann,
wenn aus der Kanalisation austretendes bzw. wegen Uberlastung nicht ein-
tretendes Wasser sich voriibergehend im StralBenraum ansammelt. Somit
stellen Grundstiicks- und Tiefgaragenzufahrten hinsichtlich der Uberflu-
tungssicherheit eine maogliche Schwachstelle dar, welche durch die ge-
plante Gelandeoberkante des Grundstiicks auszugleichen ist. Der Nach-
weis der Uberflutungssicherheit ist entsprechend der aktuellen allgemein
anerkannten Regeln der Technik durchzufiihren.

Zur Schadensbegrenzung bei auRergewothnlichen und extremen Starkrege-
nereignissen kommt dem gezielten Objektschutz im 6ffentlichen und priva-
ten Bereich in Ergénzung zu der temporaren Wasseransammlung auf Frei-
und Verkehrsflachen und schadensfreier Ableitung im Stral3enraum vorran-
gig Bedeutung zu. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die entspre-
chenden Regelwerke.
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7.  Ordnungswidrigkeiten

VerstoRRe gegen die ortlichen Bauvorschriften (8 74 LBO) werden als Ord-
nungswidrigkeiten nach 8§ 75 LBO behandelt.

Dipl.- Ing. Stefan Lohr
Amtsleiter
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Bebauungsplan HOCHSTRASSE mit ortlichen Bauvorschriften

Begrundung
Verfahrensablauf
Aufstellungsbeschluss geméanR § 2 (1) BauGB 24.06.2022
Offenlegungsbeschluss 23.02.2026
Offenlage gemal § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 02.03.2026 — 02.04.2026

Satzungsbeschluss gemal § 10 BauGB
Offentliche Bekanntmachung
Begrundung
ALLGEMEINES
Anlass und Ziel der Planaufstellung

Vor dem Hintergrund der anhaltend hohen Nachfrage nach Wohnraum verfolgt die Stadt
das Ziel, zusatzlichen Wohnungsbau im Innenbereich zu ermdglichen und zugleich die
Grundsatze einer schonenden, qualitatvollen Innenentwicklung zu starken. Dabei kommt
einer maRvollen baulichen Erganzung, der Sicherung durchgriinter Strukturen sowie
dem Erhalt prAgender Baume eine besondere Bedeutung zu.

Im Jahr 2020 wurde flr den 6stlichen Teil des Geltungsbereichs von der Eigentimerin
ein stadtebaulicher Wettbewerb ausgelobt. Das Wettbewerbsergebnis sah urspriinglich
eine Bebauung mit vier Mehrfamilienh&usern vor. In den vergangenen Jahren wurde die
Planung unter Beriicksichtigung stadtebaulicher, funktionaler und freiraumbezogener
Aspekte weiterentwickelt und angepasst. Der nun vorliegende Entwurf sieht fur diesen
Bereich eine Bebauung mit drei Mehrfamilienhdusern vor.

Fur den westlich angrenzenden Bereich sieht die Stadt das Potenzial einer behutsamen
Nachverdichtung und ergéanzenden Weiterentwicklung innerhalb eines bereits bebauten
Umfelds. Ziel ist es, der stetig wachsenden Nachfrage nach Wohnraum und Wohneigen-
tum nachzukommen und gleichzeitig eine Inanspruchnahme neuer Flachen in der freien
Landschaft zu reduzieren. Die geplante Entwicklung orientiert sich dabei am vorhande-
nen Bestand und berucksichtigt insbesondere den Erhalt wertvoller Baumbesténde so-
wie die Sicherung durchgriinter Grundstiicksbereiche.

Insgesamt umfasst die Planung somit sowohl den dstlichen Entwicklungsbereich als
auch den westlichen Bestandsbereich und verfolgt das Ziel, im Sinne einer abgestimm-
ten, qualitatvollen und klimaresilienten Innenentwicklung weiterzuentwickeln und zu er-
ganzen.
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Begriindung

1.2

13

1.4

2.

Da fUr das Plangebiet bislang kein Bebauungsplan besteht und sich die vorgesehenen
baulichen Entwicklungen im bestehenden Baurecht nicht hinreichend abbilden lassen ist
zur geordneten stadtebaulichen Entwicklung und zur Schaffung der planungsrechtlichen
Voraussetzungen die Aufstellung des Bebauungsplans HOCHSTRASSE erforderlich.

Geltungsbereich, Lage und Nutzung des Plangebiets

Der Geltungsbereich ergibt sich aus den beigeflgten Planunterlagen. Er umfasst voll-
standig die Grundstiicke mit den Flurstiick-Nrn. 1242, 1241, 1147, 1146, 1164, 1153/3
und teilweise die Flurstlick-Nr. 1167. Insgesamt weist der Geltungsbereich eine Grolie
von ca. 1,2 ha auf.

Das Plangebiet befindet sich rund 500 m nérdlich des Lahrer Stadtzentrums und ist um-
geben von hochwertigen Villenbauten der Jahrhundertwende und modernen Einfamili-
enwohnhdusern. Das bestehende Wohngebiet ist gepragt durch eine offene Bau-
weise, gro3ziigige Gartenanlagen und alten Baumbestand. Das 1,2 ha grol3e Plange-
biet ist, bis auf ein Villengebaude mit dazugehdrigen Nebengebauden, unbebaut.

Beschleunigtes Verfahren

Bei dem Bebauungsplan HOCHSTRASSE handelt es sich um eine Malinahme der In-
nenentwicklung. Sie kann im beschleunigten Verfahren nach 813a BauGB durchgefiuihrt
werden. Die zulassige Grundflache liegt mit ca. 4.600 Quadratmetern deutlich unter dem
gesetzlich vorgegebenen Prifwert von 20.000 Quadratmetern.

Nach § 13a Abs 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird auf den
Verfahrensschritt der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden ver-
zichtet und in Verbindung mit § 13 Abs. 3 BauGB wird von Umweltpriifung, Umweltbe-
richt sowie den Angaben zu den Arten umweltbezogener Informationen abgesehen.

Flachennutzungsplan
Im wirksamen Flachennutzungsplan von 1998 ist das Plangebiet als Wohnbauflache
dargestellt. Die vorliegende Planung und Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet ent-

wickeln sich somit aus dem Flachennutzungsplan.

KONZEPTION DER PLANUNG

2.1 Stadtebau

Im Vorfeld des Bebauungsplanverfahrens hat die Eigentimerin einen nicht offenen stad-
tebaulichen Wettbewerb durchgefiihrt, um fur die anspruchsvolle Hanglage (H6henun-
terschied 5 m) ein schliissiges stadtebauliches Konzept zu entwickeln.

Das Wetthewerbsergebnis diente als Diskussionsgrundlage fur die weitere Planung. Die
Uberarbeitete Planung sieht eine Bebauung mit drei gleich groRen Wohngebauden vor.
Insgesamt sollen in den drei Geb&uden 30 Wohneinheiten realisiert werden. Die Ge-
baude sind jeweils gleich aufgebaut. Im Erdgeschoss ist eine 4-Zimmer-Wohnung und
im obersten Geschoss eine 5-Zimmer-Wohnung angedacht. In den dazwischenliegen-
den ersten und zweiten Obergeschossen sind jeweils zwei 2-Zimmer-Wohnungen und
zwei 3-Zimmer-Wohnungen geplant.

Die Wohngeb&ude mit maximal drei Vollgeschossen staffeln sich entsprechend dem Ge-
landeverlauf. Durch die Verdrehung zueinander ergeben sich verschiede Sichtbeziige in
die Umgebung als Fernblicke Richtung Tal und Innenstadt. Die Erschlieung erfolgt von
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der HochstralRe. Die Tiefgaragenzufahrt und die Gebaudeeingange sind dstlich der Ge-
baude angedacht, sodass eine Erschlieungsflache mit Eingangsbereichen vor den je-
weiligen Eingangen entsteht. Zwischen dem mittleren und dem sidlichsten Gebaude ist
ein Spielplatzbereich geplant. Die nicht Uberbauten Flachen der Tiefgaragen werden in-
tensiv begrint und gartnerisch gestaltet.

Lageplan (FranzundGeyer Architekten)

Fur die westlich angrenzenden Grundstiicke ermdglicht der Bebauungsplan eine Nach-
verdichtung in ahnlicher Bauart. Hier sind drei weitere Einzelgebaude mit maximal zwei
Vollgeschossen mdglich, welche die Struktur der punktférmigen Bebauung weiterfuhren.
Fur diesen Bereich wurde darauf geachtet, die Baufenster so zu setzen, dass mdglichst
viel Baumbestand erhalten bleibt.

2.2 ErschlieBung

2.2.1 AuRere und innere ErschlieRung

Das Plangebiet ist Gber die HochstraRe mit Anschluss an die Burgheimer Strafl3e und
Uber die Obertorstral3e an die Turmstral3e an das ortliche bzw. Gberdrtliche Stra3ennetz
angebunden. Weitere offentliche Verkehrsflachen sind nicht notwendig. Die innere Er-
schliel3ung erfolgt tUber private Wege und Zufahrten.

2.2.3 Ruhender Verkehr

Zwischen den Gebauden ist eine Tiefgarage mit insgesamt 31 Stellplatzen geplant. Er-
ganzend werden oberirdisch weitere sechs Stellplatze entlang der ErschlieRungsstrale
angeordnet. Dies ergibt einen Schllissel von 1,2 Stellplatzen je Wohneinheit. Die Zufahrt
zur Tiefgarage erfolgt von der HochstralRe aus. Die ErschlieBungsstralRe verlauft bis un-
gefahr zur Mitte des Grundstiicks oberirdisch, da sie auch als Feuerwehrzufahrt dient
und zusétzlich die oberirdischen Stellplatze auf Hohe des mittleren Gebaudes erschlief3t.

2.2.4 OPNV
Das Plangebiet ist Uber die Buslinie 104 gut an die Innenstadt und den Bahnhof ange-
bunden.
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2.3 Freiraum, Klimaschutz und Klimaanpassung

Der Bebauungsplan verfolgt das Ziel, eine stadtebaulich ausgewogene Entwicklung mit
hochwertigen privaten FreirAumen zu verbinden. Durch eine mafvolle bauliche Dichte
bleiben ausreichend unversiegelte und begriinte Bereiche auf den privaten Grundsti-
cken erhalten, die wesentlich zur klimatischen Entlastung, zur Wohnqualitat und zur ge-
stalterischen Einbindung des Quartiers beitragen. Die bestehenden Grunstrukturen
Ubernehmen bereits heute wichtige Funktionen fir das Mikroklima und die 6kologische
Vernetzung und sollen daher langfristig gesichert und erganzt werden.

Im Sinne des Klimaschutzes und der Klimaanpassung wird im Plangebiet Wert auf die
Starkung klimaaktiver privater Grunflachen gelegt. Festgesetzte Vegetationsflachen auf
den Grundstiicken tragen zur Verbesserung des lokalen Klimas bei, indem sie Tempe-
raturspitzen im Sommer abmildern, die Verdunstungsleistung erhéhen und die Versicke-
rung von Regenwasser fordern. Sie leisten damit einen wichtigen Beitrag zur Reduzie-
rung von Versiegelungseffekten und zur Vermeidung lokaler Warmeinseln.

Erganzende Begrinungsmal3inahmen, etwa durch zusatzliche Bepflanzung und die In-
tegration begrtinter Dachflachen, erhéhen die 6kologische Wertigkeit der privaten Frei-
raume, verbessern die Luftqualitat und férdern die Biodiversitat. Gemeinsam mit den
erhaltenen und neu geschaffenen Grinstrukturen entsteht ein robustes Freiraumgefige,
dass die klimatische Resilienz des Quartiers starkt.

3. PLANINHALT — PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

3.1

3.2

Art der baulichen Nutzung

3.1.1 Allgemeines Wohngebiet

Entsprechend der bisherigen Nutzung und des stadtebaulichen Entwurfs wird das Plan-
gebiet als Allgemeines Wohngebiet WA festgesetzt. Es dient vorwiegend dem Wohnen,
zulassig sind auch die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Spei-
sewirtschaften sowie nicht storende Handwerksbetriebe. Die Ausnahmen nach 8§ 4 Abs.
3 Nrn. 1-5 BauNVO sind zum Schutz des Wohncharakters ausgeschlossen. Diese sind
meist sehr flachenintensiv bzw. kdnnten das Wohnen durch La&rm- und Geruchsemmis-
sionen unzumutbar stéren. Zudem lassen sie sich im stadtebaulichen Konzept fur das
Gebiet weder in ihren Flachen- noch in ihren Nutzungsanspriichen sachgerecht abbil-
den. Mit dem Ausschluss von Beherbergungsbetrieben sind auch Ferienwohnungen
0. A. verbunden, um den vorhandenen sowie geplanten Wohnraum fiir die Wohnbevél-
kerung zu sichern.

Die differenzierte Steuerung der zulassigen Nutzungen erfolgt auf Grundlage des § 1
Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO, der der Gemeinde die erforderliche Feinsteuerung der Art
der baulichen Nutzung zur Sicherung der stadtebaulichen Ziele ermdglicht.

Malf3 der baulichen Nutzung

Durch die Festsetzungen zum Malf3 der baulichen Nutzung mit Grundflachenzahl (GRZ),
Anzahl der Vollgeschosse, Gebdudehthe und Geschossflachenzahl (GFZ) wird eine
stadtebaulich abgestimmte bauliche Entwicklung und Ordnung gewéhrleistet.

3.2.1 Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl (GRZ) gibt an, wie viel Quadratmeter der Grundstticksflache durch
bauliche Anlagen tuberbaut werden diirfen und steuert damit den Umfang der zulassigen
Bodenversiegelung. Die festgesetzte GRZ von 0,4 im Allgemeinen Wohngebiet WA 1
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3.3

und 0,3 im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 halten die Orientierungswerten nach Baunut-
zungsverordnung ein. Sie durfen durch Zufahrten, Stellplatze und Nebenanlagen im
Sinne von § 14 BauNVO gemall § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO uberschritten werden.
Damit ist einerseits eine wirtschaftliche Nutzung der zur Verfigung stehenden Grund-
stiicksflache madglich, andererseits ist auch eine intensive Eingriinung der Randbereiche
gewahrleistet.

3.2.2 Geschossflachenzahl

Die Geschossflachenzahl (GFZ) bestimmt das zuléssige Verhaltnis der Summe aller Ge-
schossflachen zur Grundsticksflache und steuert damit die bauliche Dichte der Nutzung.
Die GFZ wird im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans durch Eintrag in den Nut-
zungsschablonen festgesetzt.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist eine GFZ von 0,9 zulassig, im Allgemeinen Wohn-
gebiet WA 2 eine GFZ von 0,6. Damit wird eine dem jeweiligen Teilbereich angemessene
bauliche Dichte festgelegt, die sich an den Orientierungswerten der Baunutzungsverord-
nung orientiert.

Durch die differenzierte Festsetzung wird im WA 1 eine héhere Ausnutzung der Grund-
stiicke ermdglicht, wahrend im WA 2 eine geringere bauliche Verdichtung vorgesehen
ist, die dem dort angestrebten, starker aufgelockerten Wohngebietscharakter entspricht.
Insgesamt wird so eine mafdvolle und stadtebaulich vertragliche Entwicklung des Plan-
gebiets gewdhrleistet. In Verbindung mit der festgesetzten Anzahl der Vollgeschosse
sowie den maximal zulassigen Gebaudehdhen wird zugleich die Hohenentwicklung der
Gebaude wirksam begrenzt.

3.2.3 Zahl der Vollgeschosse und Hohe der baulichen Anlagen

Die angestrebte Hohenentwicklung orientiert sich an der Bestands- und Umgebungsbe-
bauung. Die Zahl der Vollgeschosse wird gebaudescharf als Maximalanzahl im jeweili-
gen Baufenster festgesetzt.

Die Festsetzung der maximalen Geb&udehdhe dient der Sicherung eines einheitlichen,
malfistablichen Orts- und StraRenbildes sowie einer guten Einbindung der Neubebauung
in die vorhandene Umgebung. Durch die klare Vorgabe von Traufhéhe bzw. Oberkante
der baulichen Anlagen wird eine stadtebaulich vertragliche Hohenentwicklung gewahr-
leistet und zugleich die Einhaltung der vorgesehenen Dichte im Allgemeinen Wohngebiet
unterstitzt. Aufgrund der im Plangebiet stark variierenden Topographie ist eine prazise
héhenbezogene Steuerung zwingend erforderlich, um unverhaltnismaRige Hohen-
springe, ungewollte Dominanz einzelner Baukdrper und topographisch bedingte bauli-
che Uberpragungen des Orts- und Landschaftsbildes zu vermeiden. Die maximal zul&s-
sige Gebaudehdhe bezieht sich auf Normalhéhennull.

Die Mdglichkeit, untergeordnete technische Anlagen und Einrichtungen zur Nutzung er-
neuerbarer Energien moderat Uber die festgesetzte Gebaudehdhe hinauszufihren, tragt
dem Bedarf an moderner Energieversorgung Rechnung, ohne das Erscheinungsbild des
Gebietes wesentlich zu beeintrachtigen.

Bauweise, Uberbaubare und nicht Uberbaubare Grundstiicksflachen, Stellung der
baulichen Anlagen

3.3.1 Bauweise

Es wird die offene Bauweise festgesetzt, in Form von Einzelhdusern und Hausgruppen.
Die Festsetzungen begrunden sich in den unter Ziffer 2.1 genannten stadtebaulichen
und gestalterischen Zielsetzungen. Hierbei orientiert sich die Wahl der Bauweise an der
umliegenden Bestandsbebauung.
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3.4

3.5

3.6

3.3.2 Baugrenzen

Die Uberbaubaren Grundstticksflachen sind mittels Baugrenzen im Nutzungsplan abge-
grenzt. Diese sichern die kiinftige Bebauung, das Bestandsgebaude und die stadtebau-
liche Gesamtentwicklung. Es werden einzelne Baufelder festgesetzt, die vor allem die
Position der Hauptbaukorper regeln. Dariiber hinaus dienen die Baugrenzen der Siche-
rung des stadtebaulichen Entwurfs und tragen im weiteren Plangebiet zur Freihaltung
der wertvollen Grunflachen bei.

Uberschreitungen der Baugrenzen durch Balkone und Terrassen sind zulassig, werden
aus gestalterischen Griinden jedoch in der Flache begrenzt. Kellerabgénge oder Vorda-
cher sind untergeordnete Bauteile und kdnnen ausnahmsweise auch auf3erhalb der Bau-
grenzen, in der GroRRe begrenzt, zugelassen werden.

Flachen fur Nebenanlagen

Flachen fir Nebenanlagen sind jeweils mit ihrer Zweckbestimmung (Stellplatze, Car-
ports, Garagen, Tiefgarage und sonstige Nebenanlagen) im Nutzungsplan festgesetzt.
Die Unterbringung der privaten Stellplatze in Tiefgaragen stellt die bevorzugte Lésung
dar, da hierdurch eine Dominanz des ruhenden Verkehrs vermieden wird und begriinte
autofreie Innenbereiche geschaffen werden kdnnen.

Die Flachen fur Nebenanlagen sind so festgelegt, dass sie ausreichend Raum fir eine
flexible Planung lassen. Die Festsetzung des Ein- und Ausfahrtsbereichs gewahrleistet
eine sichere und geordnete ErschlieBung der Tiefgarage und der oberirdischen Stell-
platze. Sie berlcksichtigt die baulichen und verkehrlichen Rahmenbedingungen des
Grundstticks und stellt einen geordneten Verkehrsablauf sicher.

Anzahl der Wohnungen

Die Begrenzung der maximal zulassigen Wohneinheiten je Wohngebéaude dient der Si-
cherung einer dem Allgemeinen Wohngebiet angemessenen Dichte und stadtebaulichen
Kornung. Fur das WA 1 ermoglicht die Obergrenze von zehn Wohneinheiten eine Ver-
dichtung, die eine effiziente Nutzung der Grundstiicke unterstiitzt, ohne die angestrebte
Wohnqualitat zu beeintrachtigen. Im WA 2 wird mit maximal sechs Wohneinheiten je
Gebaude eine geringere bauliche Dichte vorgegeben, die der dort vorgesehenen, locke-
ren Struktur entspricht und ein harmonisches Einfiigen in die bestehende Umgebung
sicherstellt. Die Differenzierung der Wohneinheitenzahl tragt damit zur vertraglichen Ge-
bietsstruktur und einer ausgewogenen Ausnutzung der Baufelder bei.

Geforderter Wohnungsbau

Am 24. Juli 2017 hat der Gemeinderat den Grundsatzbeschluss zur Einfihrung einer
Sozialwohnungsquote bei Wohnungsneubau gefasst. Danach missen bei Wohnungs-
bauprojekten, die zehn oder mehr Wohnungen umfassen oder eine Gesamtwohnflache
von Uber 800 m2 aufweisen, mindestens 20 % der Wohnungsflache, als sozialer Miet-
wohnraum mit mindestens 15-jahriger Preisbindung angeboten werden. Als sozialer
Wohnraum gilt Wohnraum, der die Férderbedingungen des Landes flr preisgebundenen
Wohnraum erfuillt.

Wenn der Bauherr sich vertraglich verpflichtet, unter Beriicksichtigung der Sozialwoh-
nungsquote geférderten Wohnungsbau auf 20 % der Gesamtwohnflache herzustellen
und entsprechend zu nutzen, wird der im Bebauungsplan festgesetzte Prozentsatz von
40 % fur den forderfahigen Wohnungsbau ebenfalls auf 20% gesenkt.
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3.7

3.8

Der definierte Prozentsatz wird dabei nicht zeichnerisch verortet, sondern ist innerhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplans raumlich flexibel. Seine Einhaltung ist in
einer Gesamtwohnflachenaufstellung rechnerisch nachzuweisen.

Fir das konkrete Bauvorhaben im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 wurde die Verpflich-
tung zur Umsetzung der Sozialwohnungsquote Uber einen Stadtebaulichen Vertrag ge-
regelt und sichergestellt. Demnach ist die Projekttragerin verpflichtet 30 % der Woh-
nungsflache vom Bauvorhaben ,Hochstrafl3e" als geférderten Mietwohnraum beim Bau-
vorhaben ,Jamm-/Geigerstrae” zusatzlich zu schaffen. Unter dieser Voraussetzung
entfallt die Anwendung der Sozialwohnungsquote fiir das konkrete Bauvorhaben im All-
gemeinen Wohngebiet WA 1.

Fur den restlichen Geltungsbereich besteht die Verpflichtung zur Schaffung von férder-
fahigem Wohnungsbau weiterhin.

Verkehrsflachen

Die ErschlieBung der Gebaude erfolgt Uber die bestehende HochstralRe. Hierbei wird im
Ostlichen Teil des Plangebiets die Hochstral3e erweitert, sodass eine bessere Erreich-
barkeit der geplanten Tiefgarage und Wohngebaude mdglich ist. Die hierzu erforderli-
chen Flachen werden im Bebauungsplan als offentliche StralRenverkehrsflachen festge-
setzt.

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

Die im Bebauungsplan festgesetzten MalRnhahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und Landschaft dienen der Vermeidung, Minderung und dem Aus-
gleich unvermeidbarer Eingriffe in Natur und Landschatft, die mit der Umsetzung der Pla-
nung verbunden sind. Sie berlcksichtigen die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen
Prifungen sowie der einschlagigen Fachgutachten und tragen zur Sicherstellung der
gesetzlichen Anforderungen des besonderen Artenschutzes gemal § 44 BNatSchG bei.

Vorgezogene AusgleichsmalRnahmen (CEF) im Allgemeinen Wohngebiet WA 1

Im Zuge der geplanten baulichen Entwicklung im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 kommt
es zu Eingriffen in bestehende Lebensstatten besonders geschutzter Vogel- und Fleder-
mausarten. Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestdnde zu vermeiden und die 6kolo-
gische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten im raumlichen Zusam-
menhang dauerhaft zu sichern, sind vorgezogene AusgleichsmalRhahmen (CEF-Mal3-
nahmen) erforderlich. Diese MalRnahmen werden zeitlich vor Beginn der Baumalinah-
men umgesetzt und gewahrleisten, dass geeignete Ersatzlebensstétten bereits zur Ver-
fugung stehen.

Die Installation von Nisthilfen an den Baumen der angrenzenden Grunflachen dient dem
Ausgleich des Verlusts von Brut- und Lebensstatten verschiedener gebaudebriitender
und halboffener Vogelarten. Durch die art- und bedarfsgerechte Auswahl der Nisthilfen
sowie deren rdumliche Zuordnung zum Eingriffsgebiet wird sichergestellt, dass die 6ko-
logische Funktion der betroffenen Lebensstétten erhalten bleibt. Die Festlegung eines
erhdhten Ausgleichsverhéltnisses tragt dem Vorsorgeprinzip Rechnung und berticksich-
tigt mogliche Nutzungsausfélle einzelner Nisthilfen. RegelméaRige Pflege- und Kontroll-
mafinahmen sind notwendig, um die dauerhafte Funktionsfahigkeit der Nisthilfen sicher-
zustellen.

Der vorgezogene Ausgleich fur den Verlust von Paarungsquartieren der Zwergfleder-
maus ist erforderlich, um eine erhebliche Beeintrachtigung im Sinne des 8§ 44 Abs. 1 Nr.
3 BNatSchG zu vermeiden. Die Bereitstellung geeigneter Fledermauskéasten im
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raumlichen Umfeld des Eingriffsgebiets stellt sicher, dass den betroffenen Tieren auch
wahrend sensibler Phasen geeignete Quartierangebote zur Verfligung stehen. Die Aus-
wahl geeigneter Standorte sowie die langfristige Sicherung und Pflege der Quartiere ge-
wabhrleisten die Wirksamkeit der MaRnhahme Uber einen langeren Zeitraum. Die Festset-
zungen orientieren sich an den Empfehlungen des Fachgutachtens Fledermé&use und
bertcksichtigen sowohl baum- als auch gebdudebezogene Quartierstrukturen.

Die vorgezogenen Ausgleichsmaflinahmen sind integraler Bestandteil des Bebauungs-
plans und bilden die fachliche Grundlage fiir die artenschutzrechtliche Absicherung der
Planung. Die entsprechenden Gutachten sind Bestandteil der Planunterlagen und wur-
den bei der Abwagung der Umweltbelange berticksichtigt. Durch einen stadtebaulichen
Vertrag werden die genannten MalRnahmen dauerhatft rechtlich gesichert.

Plan zur Verortung der CEF-MaRnahmen (Stadt Lahr)

AuRRenbeleuchtung

Die getroffenen Vorgaben zur Art und Ausgestaltung der Beleuchtung tragen zur Ver-
meidung und Minderung mdglicher Eingriffe bei und wurden bei der Bewertung der Um-
weltbelange bericksichtigt. Zur Minimierung der Lockwirkung auf nachtaktive Tiere (In-
sekten) sowie zur Begrenzung der stérenden Lichtausbreitung (Fledermause) werden
insektenvertragliche und fledermausvertragliche Beleuchtungssysteme mit gerichteter
und abgeschirmter Lichtabstrahlung zugelassen. Hierdurch werden Stérungen von
Jagd- und Flugkorridoren reduziert und negative Auswirkungen kinstlicher Beleuchtung
auf die Fauna im Plangebiet und dessen Umgebung wirksam begrenzt.

Flachen fur das Anpflanzen und die Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen

Mit der Festsetzung zum Erhalt von Baumen soll sichergestellt werden, dass 2/3 des
bestehenden Baumbestands erhalten bleiben. Sind einzelne Baume abgangig, missen
diese an der Stelle, mit einer mdglichen Abweichung von bis zu 5 m, ersetzt werden.
Damit die Bepflanzung standortgerecht erfolgt, werden Artenempfehlungen formuliert.
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4.2

Weiterhin werden im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 Baumpflanzungen festgesetzt. Bei
der Standortwahl wurde darauf geachtet, dass mdglichst viele Ba&ume auf nicht unter-
bauten Flachen gepflanzt werden. Damit die Begrinung langfristig Bestand hat, werden
weitere Festsetzungen zur Qualitat und zur Pflege formuliert. Mit der Festsetzung von
Flachen fir sonstige Bepflanzungen im WA 1 und dem Erhalt von sonstigen Pflanzen in
WA 2 soll sichergestellt werden, dass die unbebauten Flachen begriint werden und der
grine Charakter der Villenbebauung beibehalten bleibt. Die Festsetzungen zur Grinord-
nung sichern die Zielsetzung, ein durchgriintes Quartier zu schaffen und zu erhalten.

Erganzend hierzu leisten die Festsetzungen zur Dachbegriinung einen wesentlichen
Beitrag zur 6kologischen und klimatischen Qualitat des Plangebiets. Begriinte Dacher
wirken ausgleichend auf das Mikroklima, férdern die Verdunstung, verbessern den som-
merlichen Warmeschutz und tragen zur Rickhaltung von Niederschlagswasser bei.
Gleichzeitig stellen sie zusatzliche Vegetationsflachen dar, die den Verlust von Grinfla-
chen durch bauliche Nutzung teilweise kompensieren und die Biodiversitat im Siedlungs-
raum fordern. Die Kombination von Dachbegriinungen mit Anlagen zur Nutzung erneu-
erbarer Energien unterstitzt zudem die Ziele des Klimaschutzes und ermdéglicht eine
multifunktionale Nutzung der Dachflachen.

Die Begrinung nicht Uberbauter Tiefgaragen und sonstiger unterbauter Flachen tragt
ebenfalls zur Sicherung eines hohen Grinanteils im Quartier bei. Durch eine ausrei-
chende Substratstarke wird die Voraussetzung fir eine dauerhafte und funktionsfahige
intensive Begrinung geschaffen, die zur Verbesserung des lokalen Klimas, zur Staub-
bindung und zur Erhéhung der Aufenthaltsqualitat beitragt. Diese Flachen Ubernehmen
wichtige Funktionen als Ausgleichs- und Ersatzgrin innerhalb des dicht bebauten Be-
reichs und unterstitzen die Zielsetzung, den durchgriunten Charakter des Wohngebiets
auch auf unterbauten Flachen langfristig zu sichern.

In ihrer Gesamtheit tragen die festgesetzten MalRnahmen zur Begriinung von Grundstii-
cken, Dachern und unterbauten Flachen mal3geblich zu einer nachhaltigen, klimaange-
passten und 6kologisch wirksamen Entwicklung des Plangebiets bei.

PRUFUNG DER UMWELTBELANGE
Planungsanlass

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt.
Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltpriifung, vom Umweltbericht, der zu-
sammenfassenden Erklarung und von der Angabe, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfiigbar sind sowie von der Uberwachung der erheblichen Umweltauswir-
kungen abgesehen. Es erfolgt keine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung, da die Kommune
von der Kompensationspflicht im Verfahren nach § 13a BauGB entbunden ist. Dennoch
sind im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die umweltbezogenen abwéagungser-
heblichen Belange sachgerecht darzustellen.

Es erfolgt eine kurze Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile im Einwirkungs-
bereich. Die Bewertung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts sowie die Bewertung
von Eingriffen in Natur und Landschaft werden verbal-argumentativ durchgefiihrt.

Charakterisierung des Untersuchungsraums

Die Stadt Lahr gehdrt zur Grof3landschaft ,Mittleres Oberrhein-Tiefland“. Das Plangebiet
liegt im Naturraum ,Lahr-Emmendinger Vorberge®. Das Plangebiet befindet sich inner-
halb des Siedlungskorpers von Lahr. Bis auf das Villengeb&ude mit seinen zahlreichen
Nebenanlagen im Westen des Plangebiets ist dieses gepragt durch Gartenland. Das
Plangebiet ist umgeben von Wohnbebauung
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4.3

4.4

4.5

4.6

Schutzgut Boden

Der geologische Untergrund wird gemafd den Angaben aus der geologischen Karte des
Landesamtes fur Geologie, Rohstoffe und Bergbau im Plangebiet von Ldss gebildet.

Im gesamten Plangebiet wird bei Umsetzung aller méglichen Bauvorhaben eine zusétz-
liche Versiegelung von Flachen mit einem Verlust von Bodenfunktionen erfolgen, da gro-
Bere Freiflachen vorhanden sind. Durch die Begrenzung der GRZ auf 0,3 bzw. 0,4 und
die Ausweisung von Baufenstern wird der Forderung des BauGB nach einem sparsamen
Umgang mit Grund und Boden entsprochen. Die vorgesehenen Vermeidungs- und Mi-
nimierungsmafnahmen wie eine extensive Dachbegriinung, die Erdiberdeckung von
Tiefgaragen und die Verwendung wasserdurchlassiger Belage reduzieren die negativen
Folgen der Versiegelung und minimieren die Auswirkungen auf die nattrlichen Boden-
funktionen auf ein vertragliches Maf3.

Schutzgut Flache

Beim Schutzgut Flache geht es um die quantitative Flacheninanspruchnahme und um
den Grundsatz des Flachensparens (vgl. 8 1a Abs. 2 BauGB).

Bereits vorhandene Siedlungsflache fir Wohnnutzung wird beibehalten, aber kinftig we-
sentlich effizienter genutzt. Die geplante Wohnbebauung besteht hauptsachlich aus Ge-
schosswohnungsbauten. Flacheneinsparung ergibt sich in der vorliegenden Planung da-
raus, dass die ein Grof3teil der Anwohnerparkplatze im dstlichen Plangebiet in einer Tief-
garage untergebracht werden. Durch den unmittelbaren Anschluss an bebaute und er-
schlossene Siedlungsflachen kann die bestehende Infrastruktur in 6konomischer Weise
mitgenutzt werden. Durch die Inanspruchnahme einer innerértlichen Flache (Baullicke)
wird dem Leitsatz ,Innenentwicklung vor AufRenentwicklung” und dem Grundsatz des
Flachensparens Rechnung getragen.

Schutzgut Wasser

Es befinden sich keine Oberflachengewdasser im Planungsbereich. Weiterhin liegt das
Plangebiet nicht innerhalb von Wasserschutz-, Quellschutzgebieten oder festgesetzten
Uberschwemmungsgebieten (HQ 100). Diesbeziiglich ergeben sich keine Einschran-
kungen fur das Plangebiet.

Durch die Planung wird ein héherer Versiegelungsgrad ermdglicht als im Bestand vor-
handen. Die vorgesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmafinahmen wie eine ex-
tensive Dachbegriinung, die Erdiberdeckung von Tiefgaragen und die Verwendung
wasserdurchlassiger Belage reduzieren die negativen Folgen der Versiegelung hinsicht-
lich der Rickhaltung von Niederschlagswasser und der Neubildung von Grundwasser.
Zudem werden Aul3enbauteile aus unbeschichteten Schwermetallen ausgeschlossen,
um einen Eintrag von Schwermetallen zu vermeiden. Der natirliche Wasserkreislauf
wird durch die genannten MalRnhahmen soweit wie mdglich unterstutzt bzw. eine Ver-
schmutzung vermieden.

Schutzgut Klima und Luft

Lahr ist bioklimatisch dem Belastungsklima des Oberrheingebiets mit hoher sommerli-
cher Warmebelastung, groRer Haufigkeit austauscharmer und damit kritischer lufthygie-
nischer Wetterlagen zuzuordnen (Regionale Klimaanalyse Sudlicher Oberrhein, Regio-
nalverband Stdlicher Oberrhein 2006).

Es wird festgesetzt, dass unversiegelte Flachen weiterhin als Garten- und Freiflachen
auszubilden sind und vor einer Versiegelung geschitzt werden sollen. Die festgesetzten
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Bestandsbaume und Neupflanzungen bewirken, dass mit der Realisierung der Planung
mindestens 2/3 des Baumvolumens erhalten bleiben und langfristig qualitativ hochwer-
tige Baume vorhanden sein werden. Zusatzlich wird fir Flachdacher eine Dachbegri-
nung mit einer Substrathéhe von 10 cm vorgeschrieben sowie eine Uberdeckung der
Tiefgarage mit einer Vegetationssubstratschicht von 60 cm. Oberirdische Stellplatze und
deren Zufahrten sind mit versickerungsfahigen Belagen mit einem Offnungsanteil von
mindestens 20 % zu befestigen. Hierdurch wird ebenfalls einer zusétzlichen Versiege-
lung des Plangebiets vorgebeugt.

Durch diese Malinahmen wird es nur zu einer geringfiigigen Auswirkung auf das Schutz-
gut Klima und Luft kommen.

Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt

Das Plangebiet befindet sich im Siedlungsgebiet der Lahrer Kernstadt. Im Plangebiet
selbst erstreckt sich zum bestehenden Villengebdude und den Nebenanlagen ein be-
grunter Privatgarten mit zahlreichen Laub- und Nadelbdumen, Zierpflanzen sowie ange-
legten Teichen. Der 6stliche Teil wird von Gehdlzbestanden, Privatgarten und Wiesen
gepragt. Es befinden sich keine gem&fR den Naturschutzgesetzen ausgewiesenen
Schutzgebiete, geschiitzten Biotope oder Grunbestande innerhalb des Geltungsbe-
reichs.

Durch das Vorhaben wird weiterer Lebensraum fir Pflanzen und Tiere eingeschréankt
und damit auch die biologische Vielfalt im Plangebiet beeinflusst. Durch die Umsetzung
des Plangebiets wird unversiegelte Flache beansprucht, die bisher als Lebensraum fir
Tiere und Pflanzen dienen konnte. Jedoch sind durch die Festsetzungen fiir Dachbegri-
nungen bei Flachdachern und durch die Ausgestaltung der unversiegelten Flachen als
Garten- und Grunflachen sowie Baumerhalt und Neupflanzungen weitere Lebensraume
fur Tiere und Pflanzen vorgesehen, sodass der Wegfall unversiegelter Flache teilweise
kompensiert werden kann. Weiterhin sind Vermeidungs- und MinimierungsmafRnahmen
sowie vorgezogene AusgleichsmalRnhahmen fir den gesamten Geltungsbereich vorge-
sehen.

Dennoch ist von geringen Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen, Tiere und der bio-
logischen Vielfalt auszugehen.

Zu den artenschutzrechtlichen Belangen wird auf die Ausfuhrungen in Kapitel 4.12 ver-
wiesen.

4.8 Schutzgut Landschaftsbild/Ortsbild

Es handelt sich um einen innerstadtischen Bereich, der durch das Villengebaude und
die private Gartenanlage geprégt ist. Das Plangebiet spielt fir die Naherholung keine
Rolle, da es fiir die Offentlichkeit nicht zuganglich ist. Topografisch fallt das Gelande des
Plangebiets von Nordwest nach Sudost um ca. 5 m ab. Das Plangebiet umfasst keine
ortsbildpragenden Landschaftsstrukturen und ist zudem auf Grund der Hanglage von
offentlichen Straf3en kaum einsehbar.

4.9 Schutzgut Mensch

Das Plangebiet wird bereits als Standort fir Wohnen genutzt. Durch die Umsetzung des
Vorhabens wird es daher zu keinen negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch
kommen, da die zukunftige Nutzung sich nicht von der jetzigen Nutzung unterscheiden
wird. Das Plangebiet wird weiterhin vorwiegend als Standort fur Wohnnutzung dienen.
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Nutzungen mit erhdhten Larm- und Geruchsemmissionen wurden ausgeschlossen, um
die Wohnnutzung nicht unzumutbar zu storen.

4.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine Kulturdenkmale bekannt. Daher wird es zu
keinen negativen Auswirkungen auf das entsprechende Schutzgut kommen. Sollten bei
der Durchfiihrung von BaumaRRnahmen archaologische Funde oder Befunde entdeckt
werden, sind die Denkmalschutzbehérden oder die Gemeinde umgehend zu benach-
richtigen.

4.11 Zusammenfassung Umweltbelange

Der Bebauungsplan tragt dem Gebot der Vermeidung bzw. Minimierung von Beein-
trachtigungen vor allem durch folgende Festsetzungen Rechnung:

— Begrenzung der Versiegelung (reduzierte ErschlielBung, minimierte Baufenster, was-
serdurchlassige Privatzufahrten, begriinte Flach-, Carport- und Garagendécher)

— Festsetzungen zur Begrinung nicht bebauter Flachen

— Festsetzung zur Uberdeckung der Tiefgarage

— Neupflanzung und Erhalt von Einzelbdumen

— Begrenzung der Geb&udehthen, Gestaltungsvorgaben

Als Ergebnis ist festzustellen, dass die genannten Schutzguter nicht in erheblicher oder
unzumutbarer Weise beeintrachtigt werden.

4.12 Artenschutz

Fur den Geltungsbereich wurden zwei artenschutzrechtliche Prifungen durchgefuhrt
und ein Fachgutachten zu den Flederméausen erstellt. Die artenschutzrechtliche Prifung
vom Dezember 2022 mit einer Plausibilisierung vom Oktober 2025, (erstellt von GOG —
Gruppe fur 6kologische Gutachten, Stuttgart) umfasst die Flurstiicke Nr. 1241, 1242,
1147 und 1146 (im Folgendem Bereich A). Die Begehungen fanden fir diesen Bereich
im Jahr 2021 statt. Im Oktober 2025 wurde hierfiir eine strukturelle Plausibilisierungs-
prifung durchgefiihrt, fur die im Rahmen einer Ubersichtbegehung die aktuellen Habi-
tatstrukturen mit den 2021 erhobenen Habitatpotenzialen abgeglichen wurden. Diese
Begehung hat ergeben, dass die vorliegenden Daten zu den betroffenen Tier- und Pflan-
zenarten noch hinreichende Giiltigkeit haben.

Die spezielle artenschutzrechtliche Prifung vom Juni 2023 (erstellt von faktorgrtin, Frei-
burg) umfasst die Flursticke 1164 und 1153/3 (im Folgendem Bereich B). Die hierzu
erforderliche Begehung fand im Juni 2023 statt.

Das Fachgutachten zu den Flederm&usen vom November 2023 mit einer Konkretisie-
rung vom Oktober 2025 umfasst den gesamten Geltungsbereich (erstellt von FrinaT,
Freiburg).

Fur den Bereich A liegt eine konkrete Planung vor, sodass die Wirkung auf die verschie-
denen Artengruppen dargestellt und Vorgaben zu Vermeidungs- und Minimierungsmaf3-
nahmen sowie vorgezogene AusgleichsmalRhahmen getroffen werden konnten. Fir den
Bereich B wird durch den Bebauungsplan ein Angebot zur Nachverdichtung geschaffen,
bei dem noch nicht erkennbar ist, ob und wann es genutzt wird. Aus diesem Grund sind
fur den Bereich B, gemal der Artenschutzrechtlichen Prifung vom Buro faktorgriin, im
Rahmen eines zukiinftigen Bauantragsverfahrens Erfassungen der artenschutzrechtlich
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relevanten Artengruppen (Vogel, Reptilien, Flederméause und Totholzkéfer) durchzufih-
ren.

Vogel

Im gesamten Geltungsbereich setzt sich das vorgefundene Artenspektrum grof3tenteils
aus haufigen und weit verbreiteten Brutvogeln zusammen. Die Mehrzahl der nachgewie-
senen Vogelarten ist hinsichtlich ihrer Habitatanspriiche wenig spezialisiert.

Im Bereich B befinden sich zahlreiche Laub- und Nadelbdume. Einige davon sind schon
sehr alt und enthalten Baumhohlen, an denen Specht-Spuren nachgewiesen werden
konnten. Zudem wurden im Untersuchungsgebiet mehrere Nistkasten angebracht. Die
parkdhnlichen Strukturen bieten neben dem Griinspecht (streng geschiitzt nach Bun-
desartenschutzverordnung, BArtSchVO) auch Habitatpotenzial fur hthlenbewohnende
Arten wie den Grauschnapper oder den Star. Die Nistkasten kénnten beispielsweise von
Gartenrotschwénzen genutzt werden. Bei der Begehung am 19.06.23 wurden im Unter-
suchungsgebiet Haussperlinge und eine Tirkentaube gesichtet.

MaRnahmen

Durch die festgesetzte Bauzeitenbeschréankung zur Baufeldfreimachung (Baumfallun-
gen und Gehdlzrodungen nicht in der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September) kann
eine Verletzung oder Tétung von Vogeln im Rahmen von Féllarbeiten vermieden wer-
den. Zur Sicherung der 6kologischen Funktion im raumlich-funktionalen Zusammenhang
fur die beanspruchten Lebensstatten der in Héhlen und Nischen briitenden Vogelarten
wird zudem die Installation von Nistkasten festgesetzt. Weiterhin ist im Vorfeld baulicher
Tatigkeiten im Bereich B eine Bestandserfassung fur die Artengruppe Végel durchzufih-
ren.

Reptilien

Im Bereich A wurden bei der Kartierung keine Nachweise von europarechtlich geschititz-
ten Reptilienarten erbracht.

Im Bereich B kann ein Vorkommen von Reptilien nicht ausgeschlossen werden. Die
Felsblocke und die Trockenmauern stellen gute Sonnenplatze und Versteckmdglichkei-
ten dar. Wahrend der Begehung wurden bereits Mauereidechsen gesichtet. Ein Vorkom-
men von Zauneidechsen kann nicht ausgeschlossen werden, ist aufgrund der isolierten
Lage im Siedlungsgebiet aber eher unwahrscheinlich. Durch das Vorkommen von Mau-
ereidechsen kann auch ein Vorkommen von Schlingnattern nicht ausgeschlossen wer-
den, da Eidechsen und Blindschleichen zu ihrem Beutespektrum z&hlen.

Im Vorfeld kinftiger baulicher Tatigkeiten im Bereich B ist im Rahmen einer vertiefenden
artenschutzrechtlichen Prifung eine Bestandserfassung von Reptilien mit Augenmerk
auf Mauereidechsen und Schlingnattern erforderlich.

Kafer

Von den in Anhang IV aufgefihrten Kéferarten sind im Bereich B aufgrund der sehr spe-
zifischen Lebensraumanspriche und der Verbreitungsgebiete nur Vorkommen des Ere-
miten mdglich. Er bewohnt Baumhohlen, bevorzugt von Laubb&umen. Im Bereich B gibt
es derzeit bereits einige Baumhdohlen, die potenziellen Lebensraum darstellen kdnnten.
Die Zahl der Baumhdhlen kénnte mit zunehmendem Bestandsalter der Baume steigen.

Im Rahmen einer vertiefenden artenschutzrechtlichen Prifung im Vorfeld kiinftiger bau-
licher Tatigkeiten im Bereich B ist eine Bestandserfassung von Totholzkéafern erforder-
lich.

Saugetiere (Flederméuse)

Die akustischen Erfassungen im Zuge der Artenschutzpriifung im Jahr 2022 (GOG -

Gruppe fir 6kologische Gutachten, Stuttgart) ergaben eine Haufung von Rufaufnahmen
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der Wimperfledermaus in den Stunden nach Sonnenuntergang sowie in den Stunden
vor Sonnenaufgang. Neben der Wimperfledermaus wurde auch die Zwergfledermaus
sehr haufig aufgenommen. In beiden Féllen konnten die akustischen Aufnahmen auf
Flugstral3en hinweisen. In ca. 600 m Entfernung westlich vom Planungsgebiet befindet
sich ein bedeutendes Wochenstubenquartier der Wimperfledermaus. Dieses Quartier ist
auch Teil des FFH-Gebiets ,Schwarzwald-Westrand von Herbolzheim bis Hohberg*“. Die
Wimperfledermaus gehért zu den in Deutschland seltenen Arten und ist in den Anhan-
gen Il und IV der FFH-Richtlinie gefthrt.

Fur die Bewertung der artenschutzrechtlichen Tatbestande der Stérung und der Schadi-
gung von Fortpflanzungsstatten der Wimper- und Zwergfledermaus sowie einer erhebli-
chen Beeintrachtigung der Erhaltungsziele des FFH-Gebiets (die Wimperfledermaus be-
treffend) war die Ermittlung der tatsachlichen Anzahl der betroffenen Tiere im Plangebiet
sowie der tatsachlichen Lebensraumfunktionen (Jagdhabitat und/oder Flugkorridor) des
Planungsgebietes notwendig.

Erganzend zu den Erfassungen von GOG (2022) wurden deshalb detailliertere Beobach-
tungen (kombinierte Sicht- und Detektorbeobachtungen zur Ausflugzeit in den Monaten
Mai bis Juli 2023) vom Freiburger Instituts fir angewandte Tierdkologie (FrinaT) durch-
gefuihrt. Wahrend dieser Untersuchung wurden im gesamten Geltungsbereich als hau-
figste Art die Zwergfledermaus nachgewiesen. AuRerdem wurde die WeiRrandfleder-
maus festgestellt. Einzelne Rufsequenzen der Schwesternart Rauhautfledermaus/Weil3-
randfledermaus enthielten keine Sozialrufe und waren damit nicht einer der beiden Arten
zuzuordnen. Regelmal3ig wurde aulRerdem die Breitfliigelfledermaus beobachtet. Die
Wimperfledermaus konnte anhand von typischen Rufsequenzen nachgewiesen werden
und wurde an allen Terminen mit Einzeltieren beobachtet. Weiterhin wurden Rufaufnah-
men der Gattung Myotis gemacht, welche wahrscheinlich grof3tenteils ebenfalls der
Wimperfledermaus zuzuordnen sind. Jedoch waren diese Aufnahmen anhand der Ruf-
parameter und mangels fehlender Sichtungen nicht eindeutig auf Artniveau zu bestim-
men.

MaRnahmen

Bei der Féllung von Baumen mit Potenzial als Fledermausquartier kénnten Fleder-
mausindividuen getttet und damit der Verbotstatbestand nach 8 44 Abs.1 Nr. 1
BNatSchG erflllt werden. Es werden jedoch wirkungsvolle Vermeidungsmafnahmen
(Rodungszeitpunkt und Kontrolle der potenziellen Fledermausquartiere vor Féallung) zum
Schutz der durch das Vorhaben betroffenen europarechtlich geschiitzten Fledermaus-
arten festgelegt. Dem Verlust von Paarungsquartieren der Zwergfledermaus und somit
der Erflllung des Schadigungstatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kann in
Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG mit Hilfe der festgesetzten CEF-Malinahmen wir-
kungsvoll begegnet werden (Aufhdngen von Fledermauskdsten an Habitatbaumen
und/oder Gebauden). Der Aufgabe von Flugwegen und Quartier durch Individuen der
Wimperfledermaus kann ebenfalls mit den festgesetzten Vermeidungsmafnahmen wir-
kungsvoll begegnet werden (Gewahrleistung eines Gehdlz- und Dunkelkorridors durch
das Eingriffsgebiet) und somit verhindert werden, dass es zur Erflllung des Schéadi-
gungstatbestands nach 8§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kommit.

Der Erfullung artenschutzrechtlicher Tatbestande kann daher mithilfe der festgesetzten
Vermeidungs- und vorgezogenen AusgleichsmalRnahmen wirkungsvoll begegnet wer-
den. Da eine Restunsicherheit bezuglich des Erfolges der Aufrechterhaltung der Flug-
bewegungen der Wimperfledermause besteht, muss der Erfolg der MalRnahmen durch
ein Monitoring Uberpruft werden.
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Sonstige europdisch geschuitzte Arten

Sonstige européisch geschitzte Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie (sonstige Séu-
getiere, Amphibien, Libellen, Schmetterlinge, Weichtiere, Farn- und Blutenpflanzen,
Moose) finden im Vorhabenbereich keine geeigneten Habitatstrukturen.

Weitere Vorgaben

Zusatzlich zu den Minimierungs- und Vermeidungsmafhahmen und den vorgezogenen
Ausgleichsmalinahmen ist eine 6kologische Baubegleitung vor und wahrend der Bau-
maflinahmen im gesamten Geltungsbereich erforderlich. Sie stellt sicher, dass die not-
wendigen Schutzmafinahmen korrekt durchgefuhrt und unnétige Beeintrachtigungen
oder Beschadigungen der relevanten Arten und deren Lebensrdume vermieden werden.

Durch einen stddtebaulichen Vertrag werden die genannten Vermeidungs-, Minimie-
rungs- und vorgezogenen Ausgleichsmaflinahmen dauerhaft rechtlich gesichert. Im Ein-
zelnen wird auf die artenschutzrechtlichen Priifungen der Biiros GOG, faktorgriin und
Frinat verwiesen, die den Unterlagen beiliegen.

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Zur Festsetzung konkreter Gestaltungsvorgaben fir Gebdude, Freianlagen und auch
Werbeanlagen sind 6rtliche Bauvorschriften notwendig. Diese stellen eine eigenstandige
Satzung dar, die den Bebauungsplan erganzt.

AuRere Gestaltung baulicher Anlagen

5.1.1 Dachgestaltung, Dachneigung, Dachaufbauten

Die ortlichen Bauvorschriften zur Dachgestaltung dienen der Sicherung eines harmoni-
schen und ortsbildvertraglichen Erscheinungsbildes innerhalb des Plangebiets. Die Dif-
ferenzierung der zulédssigen Dachformen und Dachneigungen tragt den unterschiedli-
chen stadtebaulichen Strukturen der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 Rech-
nung.

Die Regelungen zu Dachaufbauten und Dacheinschnitten stellen sicher, dass diese dem
Hauptdach gestalterisch untergeordnet bleiben und das Erscheinungsbild der Gebaude
nicht dominieren. Durch Begrenzung von Héhe, Volumen, Lange sowie durch Mindest-
abstande zu Giebel und First wird eine ruhige und ausgewogene Dachsilhouette gewahr-
leistet. Gleichzeitig werden unverhaltnismaRlige Dachlandschaften und eine visuelle
Uberlagerung einzelner Baukdrper vermieden. Der Ausschluss iibereinander angeord-
neter Dachaufbauten dient der Wahrung eines klaren, mal3stablichen Gesamteindrucks.

Anlagen zur Nutzung solarer Energie sind grundsatzlich zulassig, um den Zielen des
Klimaschutzes und der Nutzung erneuerbarer Energien Rechnung zu tragen. Sie sind in
die Dachflachen zu integrieren und mit den gestalterischen Zielsetzungen des Plange-
biets vereinbar.

5.1.2 Material und Farbe der Dachdeckung

Die Vorgaben zu Material und Farbe der Dachdeckung dienen der Sicherung eines ein-
heitlichen Erscheinungsbildes und der Vermeidung gestalterischer Beeintrachtigungen
des Orts- und Landschaftsbildes.

Um stoérende Einflisse von Seiten der Dacheindeckungen durch Reflexionen oder durch
unpassende Strukturen und Farbgebung verhindern zu kénnen, werden glanzende Ma-
terialien, Metalloberflachen, Wellfaserzement, Dachpappe und Auf3enbauteile aus un-
beschichteten Schwermetallen aus Umweltschutzgriinden nicht zugelassen. Gleichzei-
tig wird eine ruhige Dachlandschaft gewébhrleistet, die sich in die bestehende Umgebung
einfigt.
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Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Energiegewinnung, da diese im 6&ffentlichen
Interesse stehen und zur Umsetzung der energie- und klimapolitischen Ziele beitragen.

Werbeanlagen

Das Gebiet ist Uberwiegend als Wohngebiet gepragt, in dem gewerbliche Nutzungen,
soweit sie zuldssig sind, lediglich eine deutlich untergeordnete Rolle einnehmen und sich
dem Wohncharakter unterzuordnen haben. Vor diesem Hintergrund werden Werbean-
lagen ausgeschlossen, die durch wechselndes oder bewegtes Licht sowie durch Farb-
verlaufe der Beleuchtung insbesondere in den Abend- und Nachtstunden zu Unruhe fiih-
ren und die Wohnqualitat beeintrachtigen konnten.

Daruber hinaus wird die Grofze und Anordnung von Werbeanlagen geregelt, um deren
Einfluss auf das Stadt- und StraRenbild sowie auf das unmittelbare Wohnumfeld zu be-
grenzen. Die Beschrankung auf kleinformatige, zuriickhaltende Werbeanlagen stellt si-
cher, dass diese ausschlief3lich der Orientierung dienen und nicht in Konkurrenz zum
Wohncharakter des Gebiets treten. Durch die rAumliche Zuordnung an die Statte der
eigenen Leistung und die Begrenzung auf den Erdgeschossbereich wird eine stadtebau-
lich vertragliche Einbindung gewahrleistet, die sowohl dem Schutz der Wohnnutzung als
auch einem geordneten Erscheinungsbild des Quartiers Rechnung tragt.

Insgesamt tragen die Regelungen zu Werbeanlagen dazu bei, Nutzungskonflikte zu ver-
meiden und das ruhige, wohngebietstypische Erscheinungsbild des Plangebiets dauer-
haft zu sichern.

Gestaltung von Freiflachen

5.3.1 Gestaltung und Nutzung unbebauter Flachen

Um den Versiegelungsgrad zugunsten der Wohnqualitat so gering wie méglich zu halten,
sind alle unbebauten Flachen der bebauten Grundstiicke zu begrinen. So sind z.B. Kies-
und Schotterflachen ausgeschlossen.

Zur Teilversickerung des auf dem Grundstiick anfallenden Niederschlagswassers sind
Stellplatze ebenso wie Zugange und Zufahrten auf den Baugrundstiicken mit wasser-
durchlassigen Belagen zu befestigen.

5.3.2 Einfriedungen

Um Nachbarschaftsstreitigkeiten vorzubeugen und ein gestalterisch ansprechendes Bild
zu erreichen, sind Einfriedungen geregelt. So sind geschlossene Einfriedungen zulassig,
sofern sie der Abstitzung von Hanglagen dienen. Bei offenen Einfriedungen muss, um
die Durchlassigkeit fur Kleintiere besonders im Innenbereich zu erméglichen, ein Min-
destabstand zum Boden hergestellt werden.

Unabhangig von den getroffenen Regelungen sind Solarzéune als Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien im Plangebiet grundsatzlich zuléassig. Sie leisten einen Beitrag
zum Klimaschutz und zur dezentralen Energieerzeugung und stehen den stadtebauli-
chen Zielsetzungen des Bebauungsplans nicht entgegen.

5.3.3 Millstandorte

Millbehélterstandorte sind wichtige, aber meist unschone Nebenlagen im Wohnungs-
bau. Zur Sicherung der Qualitat des Wohnumfelds und des Stadtbildes sind sie einzugru-
nen bzw. abzuschirmen.
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5.6

Notwendige Stellplatze

Der gesetzliche Stellplatzschlissel von einem Stellplatz pro Wohneinheit (8 37 Abs.1
LBO) ist in Lahr stellenweise nicht ausreichend, sodass viele Pkw im 6ffentlichen Raum
parken. Um diesen Umstand im Plangebiet zu vermeiden und zur Sicherung ausreichen-
der Stellplatze fir Pkw auf den Privatgrundstticken, wurde teilweise ein Stellplatzschlus-
sel in Abweichung zur LBO festgelegt. Hierbei wird danach unterschieden, ob Wohnun-
gen mit Mitteln der sozialen Wohnraumférderung geférdert werden.

Fur den geforderten und preisgedampften Wohnungsbau ist gemaf Landesbauordnung
mindestens ein Stellplatz pro Wohnung herzustellen. Bei nicht geférderten oder nicht
preisgedampften Wohnungen wird ein Stellplatzschliussel von 1,2 Stellplatzen pro Woh-
nung festgesetzt.

Fur Mehrfamilienhauser werden pro Wohneinheit zwei Fahrradstellplatze gefordert.
Diese mussen von der offentlichen Verkehrsflache leicht erreichbar und wettergeschuitzt
sein.

Sofern sich bei der Ermittlung der herzustellenden Stellplatze keine ganzzahlige Stell-
platzanzahl ergibt, ist aus Grinden der Praktikabilitat aufzurunden.

Freiflachengestaltungsplan

Durch den Freiflachengestaltungsplan soll sichergestellt werden, dass die Begrinungs-
und Gestaltungsvorgaben fur die Freiflachen innerhalb des Bebauungsplanes umgesetzt
werden.

Niederschlagswasser

Die Bauvorschriften zum Niederschlagswasser dienen der kontrollierten Abwasserent-
sorgung sowie dem sinnvollen dkologischen Umgang mit dem anfallenden Regenwas-
ser. Weiterhin wird auf die Sicherheit vor und den Umgang mit Sturzfluten im urbanen
Bereich hingewiesen.

Grundsatzlich ist eine Entwasserung des Niederschlagswassers mittels Versickerung
vorzusehen. Aufgrund der im Bereich des Baugebietes zu erwartenden schlechten Bo-
denverhéltnisse wurde als eine weitere Losung der Anschluss ans 6ffentliche Entwas-
serungssystem betrachtet. Abhéangig von den sich auf den einzelnen Grundstiicken zu-
kinftig ergebenden Hohenverhaltnissen wird voraussichtlich (zumindest fir einen Teil
der zu erschlie3enden Flachen) die Entwésserung von Niederschlagswasser mittels He-
beanlagen erforderlich.

Im Zusammenhang mit der Einhaltung des Verschlechterungsverbotes hinsichtlich des
Entwasserungskomforts fur die Unterlieger des Planungsbereiches ist eine gedrosselte
Abgabe des im Plangebiet resultierenden Mehrabflusses ins offentliche Kanalsystem er-
forderlich. Hintergrund ist, dass das stromabwaérts des Planungsbereichs verlaufende
offentliche Kanalnetz hydraulisch ausgelastet und bereichsweise tberlastet ist, weshalb
hier hydraulische Sanierungsmafnahmen im Generalentwésserungsplan Lahr vorgese-
hen sind. Folglich ist ein direkter Anschluss (ohne Abflussdrosselung) weiterer Flachen
an die bestehende o6ffentliche Kanalisation zur Sicherstellung des Verschlechterungs-
verbotes hinsichtlich der hydraulischen Auswirkungen auf die Unterlieger und Oberlieger
des Planungsbereiches nicht moglich.
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6. HINWEISE UND NACHRICHTLICHE UBERNAHME VON NACH ANDEREN
GESETZLICHEN VORSCHRIFTEN GETROFFENEN FESTSETZUNGEN

Gemal § 9 Abs. 6 und 6a BauGB werden Regelungen aus anderen gesetzlichen Vor-
schriften nachrichtlich aufgenommen. Diese Vorgaben gelten unabh&ngig vom Rechts-
stand dieses Bebauungsplans. Dazu gehdren Regelungen zu Artenschutz, Grundwas-
serschutz, Erdaushub und Bodenfunden, Archaologie u.A.

Des Weiteren werden Hinweise zum Verstandnis und zur Erklarung gegeben. Dies sind
u.a. Angaben zu Entwasserung, Geotechnik, Baugrund etc.

7. STADTEBAULICHE DATEN

Allgemeines Wohngebiet 11.182 m2 93 %
Offentliche Verkehrsflache 844 m2 7%
Bebauungsplangebiet 12.026 m2 100%

Dipl.- Ing. Stefan Loéhr
Amtsleiter

Seite 18 von 18



	Einfügen aus "3 2026-07-23 Begründung.pdf"
	A Verfahrensablauf
	B Begründung
	1. ALLGEMEINES
	2. KONZEPTION DER PLANUNG
	3.5 Anzahl der Wohnungen
	3.6 Geförderter Wohnungsbau
	3.7 Verkehrsflächen
	3.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und  Landschaft
	3.9 Flächen für das Anpflanzen und die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen  Bepflanzungen
	4. PRÜFUNG DER UMWELTBELANGE
	4.1 Planungsanlass
	4.3 Schutzgut Boden
	4.4 Schutzgut Fläche
	4.5 Schutzgut Wasser
	4.6 Schutzgut Klima und Luft
	4.7 Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt
	4.8 Schutzgut Landschaftsbild/Ortsbild
	4.9 Schutzgut Mensch
	4.10 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	4.11 Zusammenfassung Umweltbelange
	4.12 Artenschutz
	5. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
	5.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
	5.2 Werbeanlagen


